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02210-2-10-2-K 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Gliederung der Universitäten 

Vom 17. August 1998 

Auf Grund von Art. 19 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung 
mit Art. 135 Abs. 1 des Bayerischen Hochschulgesetzes 
(BayHSchG) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Änderung der Gliederung der 
Technischen Universität München und Errichtung 

einer Fakultät für Sportwissenschaft 

§ 6 der Verordnung zur Gliederung der Universitä­
ten vom 18. September 1990 (GVBI S . 440 , BayRS 
2210-2-10-2-K), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 22 . August 1997 (GVBI S . 494) , wird wie folgt 
geändert: 

1. In Nummer 12 wird der Punkt durch ein Komma er­
setzt. 

2. Es wird folgende Nummer 13 angefügt: 

,, 13 . Fakultät für Sportwissenschaft. " 

§2 

Übergangsregelungen 

(1) Für die neuerrichtete Fakultät für Sportwissen­
schaft bestellt das Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst auf Vorschlag der 
Technischen Universität München bis zur Wahl eines 
Fachbereichssprechers (Dekan) einen Gründungsde­
kan. 

(2) Die Wahl eines Mitglieds des Senats aus dem 
Kreis der Professoren der neuerrichteten Fakultät für 
Sportwissenschaft erfolgt nach Maßgabe der Grund­
ordnung der Technischen Universität München erst­
mals mit den auf das Inkrafttreten dieser Verordnung 
turnusgemäß folgenden Wahlen zum Senat nach 
Art. 28 Abs. 2 Satz 3 BayHSchG. 

(3) lWahlen für einen Fachbereichsrat für die Fa­
kultät für Sportwissenschaft werden erstmals mit den 
auf das Inkrafttreten dieser Verordnung turnusmäßig 
folgenden Hochschulwahlen an der Technischen Uni­
versität München durchgeführt, sofern der neuen Fa­
kultät zu diesem Zeitpunkt mindestens sieben Profes­
soren als Erstmitglieder zugeordnet sind. 2Der vom 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst bestellte Gründungsdekan beruft in­
nerhalb von zehn Tagen nach der Wahl zur konstitu­
ierenden Sitzung des Fachbereichsrats sowie zur Wahl 
eines Fachbereichssprechers und seiner Stellvertreter 
für die Fakultät für Sportwissenschaft ein. 3Die Amts­
zeit des Dekans und seines Stellvertreters richtet sich 
nach der Grundördnung der Technischen Universität 
München. 

.(4) lDer Gründungsdekan ist für die strukturelle · 
und materielle Ausgestaltung der Fakultät für Sport­
wissenschaft zuständig und nimmt bis zur Wahl eines 
Fachbereichssprechers der Fakultät für Sportwissen­
schaft dessen Aufgaben wahr. 2Bis zum Zusammentre- , 
ten eines gewählten Fachbereichsrats der Fakultät für 
Sportwissenschaft werden dessen Aufgaben durch ei­
nen Gründungsausschuß wahrgenommen. 3Dem Grün­
dungsausschuß gehören an: 

1. Der vom Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst bestellte GrÜlldungsdekan 
als Sprecher, 

2. der Vorsitzende der Senatskommission Sport sowie 
zwei vom Präsidenten der Technischen Universität 
bestimmte Mitglieder aus dem Kreis der Professo­
ren des ehemaligen Zentralinstituts für Sportwis­
senschaften, 

3. je ein vom Präsidenten der Technischen Universität 
München bestimmter Professor aus den Fachberei­
chen Maschinenwesen, Landwirtschaft- und Gar­
tenbau, Mathematik lind Elektro- und Informati­
onstechnik der Technischen Universität München, 

4. je ein vom Präsidenten der Technischen Universität 
München bestimmtes Mitglied aus dem Kreis der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter des ehemaligen 
Zentralinstituts für Sportwissenschaften und des 
ehemaligen Sportzentrums, 

5. ein vom Präsidenten der Technischen Universität 
München bestimmtes Mitglied aus dem Kreis der 
sonstigen Mitarbeiter des ehemaligen Sportzen­
trums, 

6. zwei vom Gründungsdekan bestimmte Mitglieder 
aus dem Kreis der Sportstudenten der Technischen 
Universität München, 

7. mit beratender Stimme die Frauenbeauftragte der 
Technischen Universität München oder eine von ihr 
bestimmte Vertreterin aus dem Kreis der an der 
Hochschule hauptberuflich tätigen Lehrpersonen. 

4Der Gründungsausschuß bestimmt aus seiner Mitte 
einen Professor, der den Gründungsdekan vertritt. 

(5) Bis zum Zusammentreten eines gewählten Fach­
bereichsrats der Fakultät für Sportwissenschaft setzt 
das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst im Rahmen des Art. 129 Abs . . 4 
BayHSchG Berufungsausschüsse ein. 

(6) lFürden Gründungsdekan und seine Stellvertre­
ter, den Gründungsausschuß und die Berufungsaus­
schüsse gelten die übrigen Bestimmungen des Bayeri­
schen Hochschulgesetzes und der Grundordnung der 
Technischen Universität München für Dekane, Prode-
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kane, Fachbereichsräte und Berufungsausschüsse sinn­
gemäß. 2Die Grundordnung ist bis 30. April 199 9 an die 
Bestimmungen dieser Verordnung anzupassen. 

§3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1998 in Kraft. 

München, den 17. August 1998 

- Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 

7903-1-E 

Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 

über forstliches Saat- und Pflanzgut 
(DVFSaatgG) 

Vom 21. August 1998 

Auf Grund von §§ 8, 9 Abs. 1, § 10 Abs. 4, § 18 Abs. 1, 
3 und 4, § 19 Abs. 1 Satz 3, §§ 21 und 25 Abs. 1 Nr. 14, 
Abs. 3 des Gesetzes über forstliches Saat- und Pflanz­
gut in der Fassung der Bekanntmachung vom 26 . Juli 
1979 (BGBl I S. 1242), zuletzt geändert durch Art. 22 
des Gesetzes vom 2. August 1994 (BGBI I S. 2018) in 
Verbindung mit § 1 der Verordnung über die Zustän­
digkeit zum Erlaß von Rechtsvorschriften nach dem 
Gesetz über forstliches Saat- und Pflanzgut (BayRS 
7903-2-E) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Erteilung und Widerruf der Zulassung 

Zuständige Stelle für die.Erteilung und den Wider­
ruf der Zulassung nach § 8 Abs. 1 und 3 des Gesetzes 
über forstliches Saa t- und Pflanz gut (im folgenden Ge­
setz genannt) ist die Forstdirektion, in deren Bezirk die 
zur Beerntung zuzulassenden Bestände, Klone und Er­
haltungssamenplantagen liegen (Zulassungsstelle). 

§2 

Gutachtera usschuß 

(1) Zuständige oberste Landesbehärde im Sinn von 
§ 8 Abs. 2 des Gesetzes ist das Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

(2) Der zur Beratung bei der Durchführung der Vor­
schriften über die Zulassung zu bestellende Gutach­
terausschuß setzt sich zusammen aus 
1. einer Vertretung des Staatsministeriums für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Forsten als vorsitzendes 
Mitglied, 

2. einer Vertretung der Forstwissenschaftlichen Fa­
kultät der Ludwig-Maximilians-Universität Mün­
chen, 

3. dem Geschäftsführer des Bayerischen Waldbesit­
zerverbandes e.v., 

4. dem Leiter der Landesanstalt für forstliche Saat­
und Pflanzenzucht. 

(3) IDie Mitglieder des Gutachterausschusses sind 
ehrenamtlich tätig. 2Ihre Einberufung erfolgt bei Be­
darf durch das vorsitzende Mitglied oder auf Antrag 
von mindestens zwei Mitgliedern. 

§3 

Erntezulassungs- und Baumzuchtregister 

Zuständige Stelle für die Eintragung der zugelasse­
nen Bestände und Erhaltungssamenplantagen in das 
Erntezulassungsregister und der zugelassenen Klone 
in das Baumzuchtregister nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes 
ist die Landesanstalt für forstliche Saat-: und Pflan­
zenzucht (Registerstelle) . 

§4 

Einrichtung von Sammelstellen 

Vermehrungsgut von allen dem Gesetz unterliegen­
den Baumarten und -gattungen ist nach der Ernte über 
Sammelstellen der Wald- oder Baumbesitzer oder der 
sonstigen Nutzungsberechtigten zu leiten (§ 10 Abs: 4 
Nr. 1 des Gesetzes). 
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§5 
Ausstellung des Begleitscheins 

Der Begleitschein (§ 10 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes) 
muß bei Vermehrungs gut von allen dem Gesetz unter­
liegenden Baumarten und -gattungen vom Forstamt 
ausgestellt werden, in dessen Amtsbereich die Sam­
melstelle liegt. 

§6 

Sammeln von Zierzapfen 

(1) Zapfen der nachstehenden Baumarten dürfen 
zur Verwendung als Zierzapfen (§ 10 Abs. 4 Nr. 3 des 
Gesetzes) jeweils nur zu nachstehenden Zeiten geern­
tetwerden: 
1. der Lärche (europäische und japanische Lärche) 

vom 1. Mai bis 31. Juli, 
2. der Strobe und der Douglasie 

vom 1. November bis 31. Mai, 
3. aller übrigen dem Gesetz unterliegenden Nadel­

baumarten 
vom 1. April bis 30 . September. 

(2) Ausnahmen können in begründeten Einzelfällen 
von der örtlich zuständigen Forstdirektion zugelassen 
werden, wenn ein wesentliches wirtschaftliches Inter­
esse vorliegt und die Gewähr dafür gegeben ist, daß die 
Zapfen nicht als Saatgut in den Verkehr gebracht wer­
den. 

§7 
Aufsicht bei der Beerntung 

Vermehrungs gut von allen dem Gesetz unterliegen­
den Baumarten und -gattungen darf nur unter Auf­
sicht des Wald- oder Baumbesitzers oder des sonstigen 
Nutzungsberechtigten geerntet werden (§ 10 Abs. 4 des 
Gesetzes) . 

§8 
Anzeige der Aufnahme 

und der Beendigung des Betriebs von Forstsamen­
und Forstpflanzenbetrieben 

Zuständige Behörde für die Entgegennahme der 
Anzeige über die Aufnahme oder die Beendigung des 
Betriebs von Forstsamen- und Forstpflanzenbetrieben 
nach § 18 Abs. 1 des Gesetzes ist die Forstdirektion, in 
deren Bezirk der Forstsamen- und Forstpflanzenbe­
trieb seinen Sitz hat. 

§9 
Überprüfung der technischen Einrichtungen 
von Forstsamen- und Forstpflanzenbetrieben 

Zuständige Behörde für die Überprüfung der tech­
nischen Einrichtungen von Forstsamen- und Forst­
pflanzenbetrieben zur ordnungsgemäßen Aufberei­
tung des Saatguts oder zur ordnungsgemäßen Anzucht 
des Pflanzguts nach § 18 Abs. 3 des Gesetzes ist die 
Forstdirektion, in deren Bezirk der Forstsamen- und 
Forstpflanzenbetrieb seinen Sitz hat . 

§ 10 
Verbot der Fortführung eines Forstsamen- und 
Forstpflanzenbetriebs, Aufhebung des Verbots 

Zuständige Behörde für die Untersagung der Fort-

führung eines Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebs 
und für die Aufhebung dieses Verbots nach § 18 Abs. 4 
des Gesetzes ist die Forstdirektion, in deren Bezirk der 
Forstsamen- und Forstpflanzenbetrieb seinen Sitz 
hat. 

§11 

Ausnahmen von der Führung der Kontrollbücher 

Zuständige Behörde für die Erteilung der Befugnis 
nach § 19 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes, in begründeten 
Einzelfällen anstelle der Kontrollbücher andere ent­

. sprechende Unterlagen zu führen, ist die Forstdirekti-
on, in deren Bezirk der Forstsamen- und Forstpflan­
zenbetrieb seinen Sitz hat. 

§ 12 

Amtliche Zeugnisse über die Herkunft 
oder die klon ale Identität 

Zuständige Behörde für die Erteilung amtlicher 
Zeugnisse über die Herkunft oder die klon ale Identität 
für Zwecke der Ausfuhr nach § 21 des Gesetzes ist die 
nach § 9 zuständige Stelle. 

§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 25 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 3 des Gesetzes kann 
mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 4 Vermehrungsgut nach der Ernte nicht 
über Sammelstellen der Wald- oder Baumbesitzer 
oder der sonstigen Nutzungsberechtigten leitet, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 Zierzapfen erntet oder 

3. entgegen § 7 Vermehrungsgut erntet. 

§ 14 

Verwaltungsvorschriften 

Das Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten erläßt die zur DJrchführung des 
Gesetzes und dieser Verordnung erforderlichen allge­
meinen Verwaltungs vorschriften. 

§ 15 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1998 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Durchfüh­
rung des Gesetzes über forstliches Saat- und Pflanz gut 
(DVFSaatgG) vom 14. Mai 1974 (BayRS 7903-1-E), 
geändert durch § 4 Abs. 5 der Verordnung vom 6. April 
1993 (GVBI S . 311), außer Kraft. 

München, den 21. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Reinhold B 0 c k let, Staatsminister 
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2235-1-1-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Gymnasialschulordnung 

Vom 24. August 1998 

Auf Grund von Art. 9 Abs. 4 Satz 2, Art. 44 Abs. 2 
Satz 1, Art. 45 Abs. 2 Satz 4, Art. 89 und 128 Abs. 1 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un­
terrichtswesen (BayEUG) erläßt das Bayerische Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus , Wissenschaft und 
Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Schulordnung für die Gymnasien in Bayern 
(Gymnasialschulordnung - GSO) vom 16. Juni 1983 
(GVBI S. 681, BayRS 2235-1-1-1-K), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 3. Juli 1997 (GVBI S . 222) , wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert : 

a) Die Überschrift zu § 15 erhält folgende Fassung: 

,,§ 15 Aufnahme von Schülern mit dem Ab­
schluß der Realschule, der Wirtschaftsschule 
oder der Freiwilligen 10. Klasse der Hauptschu­
le" 

b) Es wird folgender § 118a eingefügt: 

,,§ 118a Wahl, Amtszeit und Aufgaben des Klas­
senel ternsprechers" 

2. § 13 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Die Aufnahme in einen höheren Ausbildungsab­
schnitt als 12/1 ist, abgesehen vom Fall des § 14 
Abs. 9, nur zulässig, wenn Zeugnisse über die nie­
drigeren Ausbildungsabschnitte vorliegen." 

3. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Aufnahme von Schülern mit dem Abschluß der 
Realschule, der Wirtschaftsschule oder der Frei­
willigen 10. Klasse der Hauptschule" 

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lBei Schülern mit dem Abschlußzeugnis der 
Realschule, der Wirtschaftsschule oder der Frei­
willigen 10. Klasse der Hauptschule entfällt die 
Aufnahmeprüfung bei Eintritt in die Jahrgangs­
stufe 11, falls der Schüler im Abschlußzeugnis 
in den Vorrückungsfächern einen Notendurch­
schnitt von 1,5 oder besser erreicht hat ." 

c) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lDas Staatsministerium kann für geeignete 
Absolventen öffentlicher oder staatlich aner­
kannter Realschulen und Wirtschaftsschulen 
sowie der Freiwilligen 10. Klasse öffentlicher 

oder staatlich anerkannter Hauptschulen Über­
gangs- und Anschlußklassen einrichten, deren 
erfolgreicher Besuch zum Eintritt in die Jahr­
gangsstufe 11 .. der jeweiligen Ausbildungsrich­
tung (aus der Ubergangsklasse) bzw. in die J ahr­
gangs stufe 12 (aus der Anschlußklasse) berech­
tigt. " 

d) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1 Voraussetzung für die Aufnahme in eine Über­
gangs- oder Anschlußklasse ist ein pädagogi­
sches Gutachten der in der Jahrgangsstufe 10 
besuchten Realschule, Wirtschaftsschule oder 
Hauptschule, in dem die Eignung für den Bil­
dungsweg des Gymnasiums uneingeschränkt 
bestätigt wird, sowie das Bestehen der Probe­
zeit." 

4. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) An staatlichen Gymnasien werden der 
Unterricht in einem Wahlpflichtfach und der 
Wahlunterricht nach näheren Bestimmungen 
des Staatsministeriums eingerichtet." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 2 
bis 4. 

d) Absatz 3 (neu) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1 Für Schüler, die über eine Übergangsklasse 
oder unmittelbar nach Abschluß der Realschu­
le, der Wirtschaftsschule oder der Freiwilligen 
10. Klasse der Hauptschule an das Gymnasium 
übergetreten sind und noch einer Übergangshil­
fe im Fach Französisch bedürfen, kann ergän­
zender Wiederholungsunterricht in diesem Fach 
in der Jahrgangsstufe 11 im Gesamtumfang von 
40 Unterrichtsstunden eingerichtet werden." 

5. In § 29 Nr. 7· werden die Worte "vom Schularzt be­
stätigten sportärztlichen" durch das Wort "sport­
medizinischen" ersetzt. 

6. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Für Schüler, die aus der Realschule, der 
Wirtschaftsschule oder der Freiwilligen 10. 
Klasse der Hauptschule oder über eine Aufnah­
meprüfung an das Gymnasium übergetreten 
sind, ist die Belegung der zweiten Fremdspra­
che in den Ausbildungsabschnitten 12/1 mit 
13/2 verpflichtend, soweit in ihr nicht durch­
gängiger vorrückungsrelevanter Pflicht- oder 
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Wahlpflichtunterricht in den Jahrgangsstufen 7 
mit 10 oder 9 mit 11 besucht wurde." 

b) Absatz 6 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,21st ein Schüler auf Grund einer körperlichen 
Behinderung vom Sportunterricht auf Dauer 
befreit , so ist er nicht verpflichtet, anstelle des 
Grundkursfachs Sport ein anderes Grundkurs­
fach zu belegen; er soll sich jedoch ohne Bewer­
tung am Grundkurs Sport in dem Umfang be­
teiligen, in dem dies durch ärztliches Zeugnis 
für unbedenklich erklärt wurde." 

7. § 37 Abs . 2 Sa tz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort "schulärztliches" wird durch das Wort 
"ärztliches" ersetzt. 

b) Der Punkt am Ende des Satzes wird durch einen 
Strichpunkt ersetzt. Es wird folgender Halbsatz 
angefügt: 

"der Schulleiter kann die Vorlage eines schul­
ärztlichen Zeugnisses verlangen. " 

8. In § 42 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "allen Kern­
fächern" durch die Worte "den Fächern, in denen 
gemäß Anlage 8 Schulaufgaben vorgesehen sind" 
ersetzt. 

9. Dem § 45 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) lÜber die Facharbeit findet eine zwanzig­
minütige mündliche Prüfung durch den Kursleiter 
statt. 2In dieser Prüfung stellt der Schüler Verfah­
ren und Ergebnisse seiner Facharbeit dar, erläutert 
sie und antwortet auf Fragen." 

10. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,, (3) 11m Grundkursfach Sport ergibt sich die 
Endpunktzahl als Durchschnittswert aus der 
doppelt gewichteten Punktzahl für die prakti­
schen und theoretischen Leistungsnachweise in 
der g~wählten Leitsportart (Praxis zu Theorie 
jeweils 4 : 1 gewichtet) sowie der Punktzahl für 
die Unterrichtsbeiträge aus der Leitsportart 
und gegebenenfalls aus der Zusatzsportart. 
2Erst die Endpunktzahl wird gerundet. 31m übri­
gen wird entsprechend Absatz 2 verfahren. " 

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

,,(6) Zur Ermittlung der Gesamtleistung in 
der Facharbeit wird die Punktzahl für die 
schriftliche Arbeit verdreifacht und die Punkt­
zahl für die mündliche Prüfung hinzugezählt; 
die Summe wird durch vier geteilt, das Ergebnis 
gerundet." 

11. In § 68 Abs. 6 Satz 2 wird das Wort "Staats­
ministerium" durch das Wort "Ministerialbeauf­
tragten" und das Wort "das" durch das Wort "der" 
ersetzt. 

12 . § 72 Abs . 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: , 
,,3 Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend." 

13. § 73 erhält folgende Fassung: 

,,§ 73 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

Das Ergebnis der Prüfungsleistungen in den 
Abiturprüfungsfächern wird nach folgenden Re­
geln festgesetzt: 

1. Erstes und zweites Abiturprüfungsfach: 

- Wenn die Abiturprüfung nur schriftlich ab­
gelegt wurde, wird die Punktzahl für die 
schriftliche Prüfung vervierfacht. 

- Wenn die Abiturprüfung schriftlich und 
mündlich abgelegt wurde, wird das Prüfungs-
ergebnis nach Anlage 13 ermittelt. . 

- Leistungskursdoppelfach: 

Wenn die Abiturprüfung nur schriftlich ab­
gelegt wurde, werden die Teilergebnisse der 
schriftlichen Prüfung addiert, die sich erge­
bende Summe verdoppelt. 

Wenn die Abiturprüfung in beiden Teilfächern 
schriftlich und mündlich abgelegt wurde, 
werden die Teilergebnisse der schriftlichen 
Prüfung addiert und die sich ergebende Sum­
me vervierfacht; die Summe der Teilergeb­
nisse der mündlichen Prüfung wird verdop­
pelt. Die zwei sich ergebenden Punktwerte 
werden addiert. Die Summe wird durch drei 
geteilt, wobei Bruchteile von Punkten un­
berücksichtigt bleiben. 

- Leistungskursfach Musik: , 
Wenn eine mündliche Prüfung nicht abgelegt 
wurde, werden die Ergebnisse des schriftli­
chen und des praktischen Teils der besonde­
ren Fachprüfung addiert; die sich ergebende 
Summe wird verdoppelt. 

Wenn eine mündliche Prüfung abgelegt wur­
de, werden die Ergebnisse des schriftlichen 
und des praktischen Teils der besonderen 
Fachprüfung addiert und die sich ergebende 
Summe vervierfacht; die ,Punktzahl für die 
mündliche Prüfung wird vervierfacht. Die 
zwei sich ergebenden Punktwerte werden 
addiert. Die Summe wird durch drei geteilt, 
wobei Bruchteile von Punkten unberücksich­
tigt bleiben. 

- Leistungskursfach Sport: 

Wenn eine mündliche Prüfung nicht abgelegt 
wurde, werden die bei den ungerundeten Er­
gebnisse des sportartspezifischen praxisbe­
zogenen Teils (Praxis und Theorie der Schwer­
punktsportart und der Ergänzungssportart 
jeweils 4 : 1 gewichtet) der besonderen Fach­
prüfung addiert u.nd dieses Ergebnis gerun­
det; das Ergebnis des allgemeinen schrift­
lich-theoretischen Teils der besonderen Fach­
prüfung wird verdoppelt. Die sich ergeben­
den Punktwerte werden addiert. 

Wenn eine mündliche Prüfung abgelegt wur­
de, werden die beiden ungerundeten Ergeb­
nisse des sportartspezifischen praxisbezoge­
nen Teils (Praxis und Theorie der Schwer-
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punktsportart und der Ergänzungssportart 
jeweils 4 : 1 gewichtet) der besonderen Fach­
prüfung addiert, dieses Ergebnis verdoppelt 
und gerundet; das Ergebnis des allgemeinen 
schriftlich-theoretischen Teils der besonde­
ren Fachprüfung wird vervierfacht; die Punkt­
summe für die mündliche Prüfung wird ver­
vierfacht. Die sich ergebenden Punktwerte 
werden addiert. Die Summe wird durch drei 
geteilt, wobei Bruchteile von Punkten un­
berücksichtigt bleiben. 

2. Drittes Abiturprüfungsfach: 

- Wenn die Abiturprüfung nur schriftlich ab­
gelegt wurde, wird die Punktzahl für die 
schriftliche Prüfung vervierfacht. 

- Wenn die Abilturprüfung schriftlich und 
mündlich abgelegt wurde, wird das Prü­
fungsergebnis nach Anlage 13 ermittelt. 

3. Viertes Abiturprüfungsfach: 

Die vier Punktzahlen der Colloquiumsprü­
fung werden addiert. " 

14. § 74 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3 . Für die vier Abiturprüfungsfächer wird aus 
den gemäß § 73 errechneten Prüfungsergeb­
nissen und den Halbjahresleistungen des A us­
bildungsabschnitts 13/2 in den Prüfungs­
fächern (einfache Wertung) durch Addition 
die pJiiktsumme der Abiturprüfung errech­
net ." 

15. § 75 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

,,3 . keine der einzubringenden Halbjahreslei­
stungen und weder die Facharbeit noch 
die Prüfung gemäß § 45 Abs. 3 mit 0 Punk­
ten bewertet worden ist;" 

b) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. keines der nach § 73 errechneten Prü­
fungsergebnisse weniger als 4 Punkte und 
keine der Halbjahresleistungen des Aus­
bildungsabschnitts 13/2 in den vier Abi­
turprüfungsfächern 0 Punkte beträgt;" 

c) In Nummer 6 werden die Worte ,,25 Punkte als 
Gesamtpunktzahl" durch die Worte ,, 5 Punkte 
der einfachen Wertung" ersetzt. 

16. In § 76 Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort "sind" 
die Worte "herausragende Leistungen in Chor oder 
Orchester sowie" eingefügt. 

17. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) IFür einen Schüler, der die Abiturprü­
fung gemäß Art. 54 Abs. 6 BayEUG wiederholt, 
verfallen die im ersten Durchlauf der Ausbil­
dungsabschnitte 13/1 und 13/2 erzielten Ergeb­
nisse. 2Das Ergebnis der Facharbeit bleibt er­
halten. 3D er Schüler kann auf Antrag eine neue 
Facharbeit anfertigen; in diesem Fall kann er 
sich für eines der beiden Ergebnisse entscheiden." 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) 1 Findet der Schüler die von ihm gewähl­
ten Leistungskurse nicht mehr vor, so nimmt er 
am Unterricht in den Grundkursen der betref­
fenden Fächer teil. 2Hierin erwirbt er die Punkt­
zahl für die mündlichen bzw. praktischen Lei­
stungen neu. 3 An die Stelle der Schulaufgaben 
im Grundkurs tritt für jeden Ausbildungsab­
schnitt eine schriftliche Feststellungsprüfung 
auf dem Niveau des Leistungskurses. 4Die End­
punktzahl (doppelte Wertung) ergibt sich durch 
Verdoppelung des ungerundeten Druchschnitts­
wertes aus der doppelt gewichteten Feststel­
lungsprüfung sowie der Punktzahl der mündli­
chen bzw. praktischen Leistungen; das Ergebnis 
wird gerundet . 5Für das Leistungskursfach 
Sport gilt § 51 Abs. 5 entsprechend. 6Für den 
Fall, daß die Ausbildungsabschnitte 13(1 und 

/ 13/2 nicht wiederholt werden, kann die Wieder­
holungsprüfung nur in 'der Form der Abiturprü­
fung als anderer Bewerber abgelegt werden." 

18. § 81 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummern 1 und 7 werden aufgehoben. 

b) Die .bisherigen Nummern 2 bis 6 werden Num­
mern 1 bis 5. 

c) Der Strichpunkt am Ende der Nummer 5 (neu) 
wird durch einen Punkt ersetzt. 

19. § 86 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

,, (6) IDie Ergänzunggprüfungen werden vor ei­
nem Prüfungs ausschuß abgelegt, dessen Vorsit­
zender der Schulleiter ist. 2Für die mündliche Prü­
fung gilt § 67 entsprechend." 

20 . § 101 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) Eine Arbeitsgruppe Tutoren kann insbe­
sondere zur Betreuung von Schülern der Unter­
stufe und zur Erfüllung der in Art. 62 Abs. 1 
Satz 3 BayEUG genannten Aufgaben gebildet 
werden." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Absätze 3 
bis 6. 

21. Es wird folgender § 1I8a eingefügt: 

,,§ 1I8a 

Wahl, Amtszeit und Aufgaben 
des Klassenelternsprechers 

IHat der Elternbeirat einen Antrag auf Wahr 
von Klassenelternsprechern gemäß Art. 64 Abs. 2 
Satz 1 BayEUG gestellt, so gilt § 117 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend. 2Uber das Verfahren der Wahl, die 
Amtszeit und Aufgaben des Klassenelternspre­
chers entscheidet der Elternbeirat. " 

22 . Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift der Stunden tafel G . wird der 
Klammerzusatz " neunjährige Form" gestrichen. 
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b) In den Stundentafeln A. mit H. wird an das Wort 
"Pflichtfächer1)" jeweils ,, 18)" angefügt. 

e) In der Übersicht "Fußnoten zu den Stundenta­
feln" wird folgende Fußnote 18) angefügt : 

,, 18) In einstündigen Pflichtfächern kann der 
Unterricht in Epochen erteilt werden." 

23. Anlage 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1.2 werden die Worte "Gesamtpunkt­
zahl im Prüfungsfach " durch die Worte "Punkt­
summe in den Prüfungsfächern " ersetzt. 

b) In Fußnote 1) werden in Satz 1 näch dem Wort 
"Wirtschaftsschule" die Worte "oder aus der 
Freiwilligen 10. Klasse der Hauptschule" einge­
fügt . 

c) Es wird folgende Fußnote 3) angefügt: 

,, 3) Für die Fächer g, ek, sk, wr, ev, k, eth gilt: 

Werden aus der Fächergruppe ek, sk, wr zwei 
Abiturprüfungsfächer gewählt, kann der 
Schüler wählen, ob er g oder ev, k, eth in seine 
Gesamtqualifikation einbringt." 

24. Anlage 13 erhält folgende Fassung: 

Berechnung des Prüfungsergebnisses aus schriftlicher und mündlicher Prüfung 
(vierfache Wertung) 

schriftliche Prüfung 
mündliche Prüfung 

Note + 1 - + 2 - + 3 -

Punkte 15 14 13 12 11 10 9 8 7 

+ 15 60 57 54 52 49 46 44 41 38 

1 14 58 56 53 50 48 45 42 40 37 

- 13 57 54 52 49 46 44 41 38 36 

+ 12 56 53 50 48 45 42 40 37 34 

2 11 54 52 49 46 44 41 38 36 33 

- 10 53 50 48 45 42 40 37 34 32 

+ 9 52 49 46 44 41 38 36 33 30 , 
3 8 50 48 45 42 40 37 34 32 29 

- 7 49 46 44 41 38 36 33 30 28 

+ 6 48 45 42 40 37 34 32 29 26 

4 5 46 44 41 38 36 33 30 28 25 

- 4 45 42 40 37 34 32 29 26 24 

+ 3 44 41 38 36 33 30 28 25 22 

5 2 42 40 37 34 32 29 26 24 21 

- 1 41 38 36 33 30 28 25 22 20 

6 0 40 37. 34 32 29 26 24 21 18 

Der Tabelle liegt folgende Rechenformel zugrunde: 

P = (2s + m) x 4 
3 

Beim Ergebnis bleiben Bruchteile von Punkten unberücksichtigt. 

+ 4 - + 5 -
6 5 4 3 2 1 

36 33 30 28 25 22 

34 32 29 26 24 21 

33 30 28 25 22 20 

32 29 26 24 21 18 

30 28 25 22 20 17 

29 26 24 21 18 16 

28 25 22 20 17 14 

26 24 21 18 16 13 

25 22 20 17 14 12 

24 21 18 16 13 10 

22 20 17 14 12 9 

21 18 16 13 10 8 

20 17 14 12 9 6 

18 16 13 10 8 5 

17 14 12 9 6 4 

16 13 10 8 5 2*) 

(P = Prüfungsergebnis, s = Punktzahl der schriftlichen Prüfung, m = Punktzahl der mündlichen Prüfung) 

') ;n diesem Fa ll ist die Abiturprüfung nicht bestanden." 
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25. Die Seiten 2 bis 4 der Anlage 21 erhalten folgende Fassung: 

· 2. Seite des Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife (Anlage 21) 

Frau/Herr 

geboren am _________________ 19 m ______________________________________________________ ___ 
wohnhaftm ____________________________________________________________________________________ __ 

hat sich nach dem Besuch der Oberstufe des Gymnasiums der Abiturpriifung unterzogen. 

1. Einzelergebnisse in der Kursphase 
Die beiden Leistungskursfacher smd durch LF gekennzeichnet, Grundkursfacher bleiben ohne besondere Kennzeichnung. 
Die Bewertungen von Grundkursen, die nicht m die GesamtqualifJkation emgehen, smd m Klammem gesetzt. 

Fach Zahl der ein- Halbjahresleistung 1) Note 2) 
gebrachten in einfacher Wertung 

Halbjahres- im Aus!?ildungsabschnitt 
leistungen 12/ 1 12/2 13/ 1 13/2 

Sprachlich-literarisch-künstlerisches Aufgabenfeld 

Deutsch .. . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . ............. ... ... .. ......... . 

Englisch .. ... . . 

Französisch .. . ... . .. . . .. . . . 

Griechisch 

Latein . . 

Kunsterziehung . 

Musik . 

Gesellschaftswissenschaftliches Aufgabenfeld 

Geschichte .. . ... . . .. . 

Erdkunde ..... ... . . . .. ... . . . .. . ...... ... . . . ... . .. . . . .. .. .. .. . 

Sozialkunde 

Wirtschafts- und Rechtslehre . . ..... .......... . .. ... . 

Religionslehre L..-) ..... ...... ... .. . . 

Ethik .. 

Mathematisch-naturwissenschaftliches Aufgabenfeld 

Mathematik . ................. . 

Biologie 

Chemie 

Physik ...... .... ... . . ..... . ... . . . ....... ... .. ........... ... . . 

Sport . . . . ............. ........ . . .. . ... . 

649 
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3. Seite des Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife (Anlage 21) 

Facharbeit in 

~: --------------------------------------

II . Leistungen in der Abiturprüfung 

I'IiIfUngsfach 

1. __________________________ ___ 
(LF) 

2 . __________________ _ (LF) 

3. ______________________________ _ 

4. 

111 . Bereclmung der Gesamtqua1ifil<ation und der Durchschnittsnote 

Punktsumme aw 6 Leistungskur.!halbjahresleistungen und der Fach­

arbeit jeweils in zweifacher Wertung: 

Punktsumme aus 22 Grundkurshalbjahresleistungen 

in einfacher Wertung: 

Punktsumme aus den Prüfungen in vierfacher Wertung und den K\D"SeI1 
der I'IiIfUngsfacher im AusbildungaabsclmiU 13/2 in einfacher Wertung: 

Gesamtpunktzahl : 

Durchschnittsnote: 

(Name der Schillerin / des Schillers) 

Ergebnis : _____________________________ _ 

schriruich 

(einfache Wertung) 

Prüfungsergebnisse 

mündlich 

mindestem 70, 

höchstem 210 Punkte 

mindestens 110, 

höchstens 330 Punlcte 

mindestem 100, 

höchstem 300 Punlcte 

mindestens 280, 

höchstens 840 Punkte 

(in Worten) 
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4. Seite des Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife (Anlage 21) 

IV. 1. Fremdsprachen: 

Fremdsprachen • Jahrgangsstufen 

I. Fremdsprache von bis •• 

2. Fremdsprache von bis •• 

3. Fremdsprache von bis •• 

Dieses Zeugnis schließt das Latinum und das Graecum gemäß Vereinbarung der Kultusministerkonferenz vom 
26. Oktober 1979 ein . ••• 

2. Ergebnisse der Pflichtfächer. die in der Jahrgangsstufe 11 abgeschlossen wurden: 

Fach Note Fach 

V. Bemerkungen: 

VI. Frau / Herr _______________________________________ _ 

651 

Note 

hat nach Erfilllung der Voraussetzungen die Abiturprtlfung bestanden und damit die Befähigung zum Studium an einer Hochschule in der Bundesrepublik 
Deutschland e!Worben. 

Vorsitzende/r des Prtlfungsausschusses: 

Für die Umsetzung der Noten in Punkte gilt: 

Noten 

Punkte 

sehr gut 
+ I 

15 14 13 

gut 
+ 2 

12 11 10 

(Siegel) 

befriedigend 
+ 3 

9 8 7 

_________________ 19 ______ _ 

ausreichend 
+ 4 

6 4 

Schulleiter/in: 

mangelliaft 
+ 5 

3 2 

ungenügend 
6 

o 

Der Umrechnung der Punktzahl der Gesamtqualifikation in die Gesamtnote liegt Anlage 3 Nr. I der Verordnung über die zentrale Vergabe von Studien­
plätzen und die Durchführung eines Feststellungsverfahrens vom 31. Juli 1985 (GVBI S. 294) in der zum Zeitpunkt der Zeugniseneilung geltenden Fassung 
zugrunde. 

außer Arbeitsgemeinschaften und Wahlfächern 
•• jeweils einschließlich 
••• Nichtzutreffendes streichen" 
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26. Auf Seite 1 der Anlage 22 wird bei "Vereinbarung 
über die Abiturprüfung für Nichtschüler" die Zahl 
,,14" durch die Zahl ,,13 " ersetzt. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au­
gust 1998 in Kraft. 

(2) § 1 Nm. 9, lOb und 25 gelten nicht für Schüler, die 
sich am 1. August 1998 in der Kursphase der Oberstufe 
befinden. 

München, den 24. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 

2235-1-1-2-22~K 

Verordnung 
über den Ausbau 

staatlicher Gymnasien im Jahr 2000 

Vom 24. August 1998 

§3 Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichts wesen er­
läßt das Bayerische Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

(1) Die Schulaufsicht wird vom Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst und 
vom Ministerialbeauftragten für die Gymnasien in 
Unterfranken ausgeübt. 

1 Mit Wirkung vom 1. August 1998 wird für die Schul­
jahre 1998/99 und 1999/2000 eine Zweigstelle Veits­
höchheim (Landkreis Würzburg) des Deutschhaus­
Gymnasiums Würzburg errichtet. 2Die Zweigstelle 
Veitshöchheim nimmt den Unterrichts betrieb mit der 
Jahrgangsstufe 5 auf. 

§2 

(1) Mit Wirkung vom 1. August 2000 wird in Veits­
höchheim, Landkreis Würzburg, ein staatliches Gym­
nasium errichtet. 

(2) lDas Gymnasium Veitshächheim wird mit den 
Jahrgangsstufen 5 mit 13 errichtet. 2Es nimmt den Un­
terrichtsbetrieb zum Schuljahr 2000/01 mit den Jahr­
gangs stufen 5 mit 7 auf. 

(2) Die Regierung von Unterfranken ist übergeord­
nete Dienststelle im Sinn der Verwaltungsvorschriften 
zur Bayerischen Haushaltsordnung. 

§4 

. Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
1998 in Kraft. 

München, den 24. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 
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2235-1-1-2-23-K 

Verordnung 
über den Ausbau 

staatlicher Gymnasien im Jahr 2001 

Vom 24. August 1998 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen er­
läßt das Bayerische Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

(1) Mit Wirkung vom 1. August 2001 wird in Markt 
Indersdorf, Landkreis Dachau, ein staatliches Gymna­
sium errichtet. 

(2) 1 Das Gymnasium Markt Indersdorf wird mit den 
Jahrgangsstufen 5 mit 13 errichtet. 2Es nimmt den Un­
terrichtsbetrieb zum Schuljahr 2001/02 mit der Jahr­
gangs stufe 5 auf und übernimmt Klassen der Jahr­
gangsstufen 6 mit 8 des Schuljahres 2001/02 vom 
Ignaz-Taschner-Gymnasium und Josef-Effner-Gym­
nasium in Dachau. 

§2 

(1) Die Schulaufsicht wird vom Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus , Wissenschaft und Kunst und 
vom Ministerialbeauftragten für die Gymnasien in 
Oberbayern-West ausgeübt. 

(2) Die Regierung von Oberbayern ist übergeordne­
te Dienststelle im Sinn der Verwaltungsvorschriften 
zur Bayerischen Haushaltsordnung . . 

§3 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2001 in Kraft. 

München , den 24 . August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und' Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 

2030-3-3-2-J 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Zus.tändigkeit 
in richterrechtlichen und 

beamtenrechtlichen Angelegenheiten 
in der Justizverwaltung 

Vom 25. August 1998 

Auf Grund des Art. 80d Abs. 1 Halbsatz 2 des 
Bayerischen Beamte,ngesetzes erläßt das Bayerische 
Staatsministerium der Justiz folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 2 der Verordnung über die Zuständigkeit in rich­
terrechtlichen und beamteqrechtlichen Angelegenhei­
ten in der Justizverwaltung (Bay RS 203 0-3-3-2-J) , zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 3. September 
1996 (GVBI S. 416), erhält folgende Fassung: 

,, § 2 

Teilzeitbeschäftigung und 
Beurlaubung von Beamten 

Die Befugnis zur Entscheidung über Anträge von 
Beamten bei Gerichten und Staatsanwaltschaften (mit 
Ausnahme der Staatsanwälte) nach Art. 80a (Antrags­
teilzeit), Art. 80b (Familienpolitische Teilzeit und Be­
urlaubung) und Art. 80c (Arbeitsmarktpolitische Be­
urlaubung) des Bayerischen Beamtengesetzes wird 
dem Präsidenten des Bayerischen Obersten Landesge­
richts, dem Generalstaatsanwalt bei diesem Gericht 
sowie den Präsidenten der Oberlandesgerichte und 
den Generalstaatsanwälten bei den Oberlandesgerich­
ten übertragen. " 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1998 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Be­
willigung von Teilzeitbeschäftigung und Urlaub nach 
Art. 80a des Bayerischen Beamtengesetzes im Ge­
schäftsbereich des Bayerischen Staats ministeriums der 
Justiz vom 30. September 1985 (GVBI S . 637 , BayRS 
2030-3-3-3-J) außer Kraft. 

München, den 25. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Hermann Lee b , Staatsminister 
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2126-8-2-F 

Verordnung 
zu Art. 12 des 

Bayerischen Krankenhausgesetzes 

Vom 27. August 1998 

Auf Grund des Art. 22 Abs. 4 Nr. 5 des Bayerischen 
Krankenhausgesetzes (BayKrG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 1990 (GVBI 
S . 386, BayRS 2126-8-A), zuletzt geändert durch § 4 
des Gesetzes vom 24. Juli 1998 (GVBI S. 424), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium der Finanzen im Ein­
vernehmen mit den Bayerischen Staatsministerien für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Ge­
sundheit sowie des Innern folgende Verordnung: 

§ 1 

Kostengrenzen 

Die Kostengrenze nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
BayKrG wird wie folgt festgesetzt : 

Für Krankenhäuser 

1. mit bis zu 150 Betten 

2. mit mehr als 150 
und bis zu 350 Betten 

3. mit mehr als 350 
und bis' zu 650 Betten 

4. mit mehr als 650 Betten 

§2 

Jahrespauschalen 

95000DM 

190000DM 

285000 DM 

380000DM. 

(1) Die Jahrespauschale nach Art. 12 BayKrG be­
steht aus einem Grundbetrag und Zuschlägen gemäß 
§ 3. 

(2) IDer Grundbetrag beträgt jährlich für jeden in 
den Krankenhausplan aufgenommenen und tatsäch­
lich betriebenen Behandlungsplatz (Betten und Plät­
ze) 3 710 DM. 2Für Behandlungsplätze der Fachrich­
tungen Augenheilkunde, Chirurgie, Frauenheilkunde 
und Geburtshilfe, Hals-N asen-Ohrenheilkunde, Herz­
chirurgie, Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie, Neurochi­
rurgie, Orthopädie sowie Urologie beträgt der Grund­
betrag 4140 DM. 

(3) Der Grundbetrag erhöht sich bei Krankenhäu­
sern der dritten Versorgungsstufe um 795 DM, bei 
Krankenhäusern der vierten Versorgungsstufe um 
1 060 DM für jeden Behandlungsplatz. 

(4) IDie Träger von Fachkrankenhäusern für Psy­
chiatrie, Kinder- und Jugendpsychiatrie, Sucht- oder 
psychosomatische Krankheiten erhalten jährlich für 
jeden Behandlungsplatz einen Grundbetrag von 3 155 
DM bei vollstationärer und 2600 DM bei teilstationä­
rer Nutzung. 2Für Fachkrankenhäuser, die mindestens 
50 vollstationäre Behandlungsplätze der Fachrichtung 
Psychiatrie vorhalten und ein Pflichtaufnahmegebiet 

versorgen, beträgt der Grundbetrag 3 710 DM. 3Sowei t 
Behandlungsplätze für die Fachrichtungen Neurolo­
gie und Neurochirurgie oder für die neurologische 
Frührehabilitation von Schädel-Hirnverletzten und 
Schlaganfallpatienten vorgehalten werden, gilt Ab­
satz 2. 

(5) Absa tz 4 gilt entsprechend für die Träger anderer 
Krankenhäuser, soweit sie in Übereinstimmung mit 
dem Krankenhausplan Fachrichtungen für Psychia­
trie, Kinder- und Jugendpsychiatrie, Sucht- oder psy­
chosomatische Krankheiten betreiben und dafür mehr 
als die Hälfte ihrer in den Krankenhausplan aufge­
nommenen Behandlungsplätze vorhalten. 

§3 

Zuschläge 

(1) Auf Antrag werden folgende Zuschläge gewährt: 

1. für jeden betriebenen Hämodialyse-
platz 500 DM 

2. für jedes weitere Intensivbett (Be­
handlungs- und Observationsplätze 
einschließlich Neonatologie ohne Auf­
wachbetten), wenn mehr als 3 v.H. der 
geförderten Behandlungsplätze als 
bedarfsnotwendige Intensivbetten be-
trieben werden 7 000 DM 

3. für jeden Behandlungsplatz der Fach-
richtung Neurochirurgie 1 500 DM 

4. für jeden Behandlungsplatz der Fach-
richtung Herzchirurgie ' 3 000 DM 

5. für jeden Behandlungsplatz des Fach­
gebiets neurologische Frührehabilita­
tion von Schädel-Hirn-Verletzten und 
Schlaganfall patienten, wenn das Kran­
kenhaus nicht der Versorgungsstufe 
III oder IV zugeordnet ist 1 000 DM 

6. für die Vorhaltung von Linksherzka­
thetermeßplä tzen, Linearbeschleuni­
gern und Kernspintomographie-Gerä­
ten, die für die akutstationäre Versor­
gung als bedarfsnotwendig anerkannt 
sind und vom Träger des Krankenhau­
ses beschafft und betrieben werden, 
jeweils 200000 DM 

7. für jeden nach Art. 5 Abs. 4 BayKrG 
im Krankenhausplan ausgewiesenen 
Ausbildungsplatz 150.DM. 
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(2) Die Zuschläge nach Absatz 1 Nm. 1 bis 6 werden 
für bedarfsnotwendige und tatsächlich betriebene 
Betten, Plätze und Geräte gewährt. 

§4 

Änderungen der Bemessungsgrundlagen 

(1) Änderungen der Bemessungsgrundlagen für die 
Jahrespauschale sind der zuständigen Förderbehörde 
unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Vorübergehende Änderungen sind förderrecht­
lich unbeachtlich; geringfügige Anderungen sind erst 
bei der Bemessung der Jahrespauschale im folgenden 
Jahr zu berücksichtigen. 

§5 

Inkrafttreten, Übergangsregelung 

(1) lDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1998 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung 
zu Art. 12 des Bayerischen Krankenhausgesetzes vom 
4. Oktober 1996 (GVBI S. 426, BayRS 2126-8-2-F) 
außer Kraft. 

(2) § 1 gilt nicht für Maßnahmen nach Art. 11 Abs. 1 
Satz 1 BayKrG, für die das fachliche Prüfungsverfah­
ren vor Verkündung dieser Verordnung abgeschlossen 
war. 

(3) lAbweichend von §§ 2 und 3 erhalten die Träger 
von Krankenhäusem die im Jahr 1993 bezogene Jah­
respauschale bis 31. Dezember 1999 weiter, wenn die 
nach dieser Verordnung zu gewährende Jahrespau­
schale niedriger ist. 2 Anderungen der Bemessungs­
grundlagen, die 1993 zu einer Verminderung der J ahre­
spauschale geführt hätten, sind zu berücksichtigen. 

München, den 27. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Erwin Hub er, Staatsminister 
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2233-2-2-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Sonderberufsschulordnung 

Vom 31. August 1998 

Auf Grund von Art. 24 Nrn. 1,2 und 8, Art. 41 Abs. 3 
Satz 2, Abs. 5 Satz 2, Art. 45 Abs . 2 Satz 4, Art. 46 
Abs. 4 Satz 3, Art. 49 Abs .. l, Art. 50 Abs. 2 Satz 1, 
Art. 52 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4, Art. 53 Abs. 4 Satz 2 
und Abs. 7 Satz 2, Art. 58 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 6, 
Art. 62 Abs. 8 Satz 1, Art. 63 Abs. 4, Art. 84 Abs. 1 
Satz 2, Art. 86 Abs. 10, Art. 89 und 128 Abs. 1 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un­
terrichtswesen (BayEUG) erläßt das Bayerische Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Schulordnung für die Berufsschulen für Behin­
derte (Sonderberufsschulordnung-SBSO) vom 10. Au­
gust 1989 (GVBl S . 421, BayRS 2233-2-2-K), geändert 
durch § 2 der Verordnung vom 4. Juli 1997 (GVBIS. 401), 
wird wie,folgt geändert: 

1. Die Überschrift der Schulordnung erhält folgende 
Fassung: 

"Schulordnung für die 
Berufsschulen für Behinderte 

(Berufsschulordnung - B, BSO-B)" 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In § 2 wird das Wort "Sonderberufsschulen" 
durch die Worte "Berufsschulen für Behinder­
te" ersetzt. 

b) In § 3 wird das Wort "Sonderberufsschule" 
durch die Worte "Berufsschule für Behinderte" 
ersetzt. 

c) § 5 erhält folgende Fassung: 

,,§ 5 Aufnahme in und Überweisung an die 
Berufsschule für Behinderte" 

d) § 6 erhält folgende Fassung: 

,,§ 6 Aufnahme in und Überweisung an eine 
Berufsschule für andere Behinderte oder 
Übertritt und Überweisung an die Be­
rufsschule" 

e) In der Überschrift des Dritten Teils Abschnitt IV 
wird das Wort "Förderungslehrgänge" durch 
das Wort "Förderlehrgänge" ersetzt. 

f) In § 29 wird das Wort "Sonderberufsschule" 
durch die Worte "Berufsschule für Behinderte" 
ersetzt. 

g) In § 31 wird das Wort "Förderungslehrgänge" 
durch das Wort "Förderlehrgänge" ersetzt. 

h) Vor § 40 wird die Zwischenüberschrift gestri­
chen. 

i) Vor § 41 erhält die Zwischenüberschrift folgen­
deFassung: 

"Abschnitt III 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses, Zeugnis­
se, Beanstandungsrecht des Schulleiters" 

j) In § 41 werden die Worte "Fortgangsnote, des 
Prüfungsergebnisses und der Zeugnisnoten " 
durch die Worte "Zeugnisnote und des Prüfungs­
ergebnisses" ersetzt. 

k) § 43 erhält folgende Fassung: 

,,§ 43 Mittlerer Schulabschluß" 

1) In § 65 werden die Worte "für Lernbehinderte 
und für Geistigbehinderte " durch die Worte "zur 
individuellen Lernförderung und zur individu­
ellen Lebensbewältigung" ersetzt. 

m) Vor § 66 erhält die Abschnittsüberschrift fol­
gende Fassung: 

"Abschnitt II 
Beirat an Berufsschulen für Behinderte" 

n) In § 67 wird das Wort "Sonderberufsschulbei­
rat" durch die Worte "Beirat an Berufsschulen 
für Behinderte" ersetzt. 

0) In § 72 werden die Worte" und Spenden" ange­
fügt. 

p) Es wird folgender § 78a eingefügt: 

,,§ 7 8a Wegnahme von Gegenständen" . 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Klammerzusatz ,,(Sonder­
berufsschulen)" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Für Ersatzschulen gilt diese Schulord­
nung im Rahmen des Art. 24 Nrn. 1,2 und 8, der 
Art. 90, 92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 und Art. 93 
BayEUG, für staatlich anerkannte Ersatz­
schulen gilt sie darüber hinaus im Rahmen des 
Art. 100 Abs. 2 BayEUG." 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort "Sonderbe­
rufsschulen " durch die Worte "Berufsschulen für 
Behinderte" ersetzt. 

b) Absatz 1 erhält fölgende Fassung: 

,,(1) Die Berufsschulen für Behinderte nach 
Art. 19 Abs. 2 Nr. 1 und Art. 20 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 BayEUGsind bestimmt für Unterricht und 
Erziehung von Behinderten im Sinn der §§ 2 bis 
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11 der Sondervolksschulordnung (SVSO), die in 
ihrer Entwicklung oder in ihrem Lernen minde­
stens zeitweilig so beeinträchtigt sind, daß ihr 
sonderpädagogiseher Förderbedarf in der all­
gemeinen Berufsschule nicht oder nicht ausrei­
chend erfüllt werden kann, und 

1. in einem anerkannten Ausbildungsberuf nach 
§ 25 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) aus­
gebildet werden, oder 

2. in Berufen, die nach § 42b der Handwerks­
ordnung (HandwO) und § 48 BBiG geregelt 
sind, ausgebildet werden, oder 

3. Förderlehrgänge besuchen, oder 

4. in Berufsvorbereitungsjahren der Formen A 
bis F gefördert werden sollen, oder 

5. in Werkstätten für Behinderte einschließlich 
der Trainingsstufe tätig sind, soweit sie ihre 
Berufsschulpflicht nicht durch den Besuch 
der Werkstufe nach Art. 41 Abs. 5 Satz 4 
BayEUG erfüllt haben, oder 

6. ein Berufsbildungswerk oder eine ähnliche 
Einrichtung für Behinderte mit angeschlos­
senen Werkstätten besuchen, oder 

7. in ein Heim, das mit einer Berufsschule für 
Behinderte verbunden ist, auf Antrag der Er­
ziehungsberechtigten oder auf Grund ge­
richtlicher oder behördlicher Entscheidung 
aufgenommen wurden, oder 

8. ohne Ausbildungsverhältnis oder ohne Be­
schäftigung sind. " 

c) In Absatz 2 werden Halbsatz 1 und der Strich­
punkt gestrichen. Die Worte "ihre Aufgaben 
sind auch Unterricht und Erziehung der son­
derberufsschulpflichtigen Jugendlichen" wer­
den durch die Worte "Aufgaben der Berufsschu­
len für Behinderte sind auch Unterricht und Er­
ziehung der berufsschulpflichtigen Jugendli­
chen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
im Sinn des Absatzes 1" ersetzt. 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Förderlehrgänge im Sinn des Absatzes 1 
Nr. 3 sind Lehrgänge 

1. für Behinderte, die für eine Berufsausbil­
dung in Betracht kommen, die in der Regel 
als Abgänger aus Schulen zur individuellen 
Lernförderung oder als vergleichbare Abgän­
ger aus Hauptschulen wegen ihrer in einer 
nicht nur vorübergehenden Behinderung be­
gründeten Lernerschwernisse, vielfach kom­
biniert mit Verhaltensauffälligkeiten, einer 
besonderen Förderung bedürfen (Förderlehr­
gang-F 1), 

2. für Behinderte, die auf Grund der Art oder 
Schwere ihrer Behinderung zumindest der­
zeit auch unter Ausschöpfung aller Förde­
rungsmöglichkeiten im Rahmen der berufli­
chen Rehabilitation für eine Berufsausbil­
dung im Sinn des BBiG oder der HandwO 
nicht in Betracht kommen, die andererseits 
durch die Beschäftigung in einer Werkstatt 
für Behinderte unterfordert wären (Förder­
lehrgang - F2/F3) , 

3. für Behinderte, die insbesondere wegen der 
Dauer ihrer medizinischen Rehabilitation 
nicht unmittelbar nach der Schulentlassung 
eine Berufsausbildung aufnehmen konnten 
und deswegen nicht mehr wettbewerbsfähig 
sind (Förderlehrgang - F4)." 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort "Sonderbe­
rufsschule" durch die Worte "Berufsschule für 
Behinderte" ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

" lIn die nach Art. 20 Abs. 2 BayEUG 
zuständige Berufsschule für Behinderte 
werden Berufsschulpflichtige mit sonder­
pädagogischem Förderbedarf und Perso­
nen, die nicht mehr schulpflichtig sind, 
sich aber 'in Berufsausbildung befinden 
oder Förderlehrgänge besuchen (Art. 40, 
41 Abs. 5 BayEUG) aufgenommen, diewe­
gen einer Behinderung im Sinn der § § 2 bis 
11 SVSO in der Berufsschule nicht oder 
nicht ausreichend gefördert werden kön­
nen." 

bb) In Satz 2 wird das Wort "Sonderberufs­
schulen" durch die Worte "Berufsschulen 
für Behinderte" ersetzt. 

ce) In Satz 3 wird das Wort "Sonderberufs­
schulpflichtige" durch die Worte "Berufs­
schulpflichtige mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf" ersetzt. 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1wird das Wort "Förderungslehr­
gang" durch das Wort "Förderlehrgang" 
ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Liegt eine dem Satz 2 entsprechende 
Feststellung vor, kann der Schulleiter die 
Aufnahme von Schülern zur freiwilligen 
Wiederhoh,mg eines Berufsvorbereitungs­
jahres desselben Berufsfeldes und Schwie­
rigkeitsgrades genehmigen." 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Halbsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Schulpflichtige mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die wegen einer Behinde­
rung im Sinn von Art. 20 Abs. 2 BayEUG 
und der §§ 2 bis 11 SVSO in der Berufs­
schule nicht oder nicht ausreichend geför­
dert werden können," 

bb) Im Halbsatz 2 werden das Wort "sonder­
berufsschulpflichtig" durch das Wort" be­
rufsschulpflichtig" und das Wort "Son­
derberufsschule" durch das Wort "Berufs­
schule" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort "Sonderberufsschu­
le" durch die Worte "Berufsschule für Behin­
derte" ersetzt. 
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c) In Absatz 3 werden nach dem Wort "Schulpflich­
tige" die Worte "mit sonderpädagogischem För­
derbedarf im Sinn des Absatzes 1 Satz 1" einge­
fügt. und das Wort "Sonderberufsschulpflicht" 
durch das Wort "Berufsschulpflicht" ersetzt. 

d) In Absatz 4 wird das Wort "Sonderberufsschu­
le" durch die Worte "Berufsschule für Behin­
derte" ersetzt. 

e) In Absatz 5 wird in Satz 1 das Wort "Sonderbe­
rufsschule" durch die Worte "Berufsschule für 
Behinderte" und in Satz 2 das Wort "Sonderbe­
rufsschulen" durch die Worte "Berufsschulen 
für Behinderte" ersetzt. 

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "für Lernbe­
hinderte" durch die Worte "zur individu­
ellen Lernförderung" ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Das Verfahren nach Satz 1 ist entbehr­
lich, wenn die Jugendlichen in ein Berufs­
bildungswerk oder eine ähnliche Einrich­
tung mit Ausbildungswerkstätten für Be­
hinderte aufgenommen werden sollen." 

g) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "für Lernbe­
hinderte" durch die Worte "zur individu­
ellen Lernförderung" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "die Regie­
rung" durch die Worte "der Schulleiter 
nach Beschlußfassung durch die Lehrer­
konferenz" sowie die Worte "Sonderbe­
rufsschule nach Art. 15 Abs. 1 SchPG" 
durch die Worte "Berufsschule für Behin­
derte (Art. 41 Abs. 1 BayEUG)" ersetzt. 

h) Die Absätze 8 bis 10 werden durch folgenden 
Absatz 8 ersetzt: 

" (8) Der Schulleiter soll eine Bescheinigung 
über die Notwendigkeit des Besuchs einer Be­
rufsschule für Behinderte ausfertigen, wenn sie 
von anderen Stellen benötigt wird oder der 
Rechtsklarkeit dient." 

7. § § 5 und 6 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 5 

Aufnahme in und Überweisung an eine 
Berufsschule für Behinderte 
(vgl. Art. 41 Abs. 6 BayEUG) 

(1) Besuchen Schüler mi t sonderpädagogischem 
Förderbedarf die Berufsschule oder sind sie bei ihr 
angemeldet, so können die Erziehungsberechtig­
ten oder der Schulleiter die Erstellung eines son­
derpädagogischen Gutachtens über die Notwen­
digkeit des Besuchs einer Berufsschule für Behin­
derte anfordern. 

(2) IDer Klassenleiter der Berufsschule meldet 
Schüler, die für eine Begu ta eh tung im Sinn des Ab­
satzes 1 in Betracht kommen, dem Schulleiter. 2Er 
teilt dabei seine Beobachtungen über die Schullei­
stungen und das Lernverhalten schriftlich mit; da­
bei beschreibt er die bisher durchgeführten För­
dermaßnahmen und geht auf den Förderbedarf 

ein,der bisher nicht erfüllt werden konnte und des­
halb ein Behinderung vermuten läßt. 3Fordern die 
Erziehungsberechtigten die Erstellung des son­
derpädagogischen Gutachtens, gilt Satz 2 ent­
sprechend. 4Schüler, die nach mindestens neun 
Schulbesuchsjahren aus der Jahrgangsstufe 7 oder 
einer früheren der Volksschule oder aus der Jahr­
gangs stufe 8 ohne Erlaubnis zum VOI,'rücken ent­
lassen wurden, sind im Zweifel zur Uberprüfung 
ihres sonderpädagogischen Förderbedar,fs anzu­
melden. 

(3) 1 Der Schulleiterfordert von der voraussicht­
lich zuständigen Berufsschule für Behinderte ein 
sonderpädagogisches Gutachten an, das den son­
derpädagogischen Förderbedarf beschreibt und 
den entsprechenden Förderort empfiehlt. 2Er un­
terrichtet die Erziehungsberechtigten und bittet 
sie um ihre Untetrstützung bei der Durchführung 
des Überprüfungsverfahrens, sofern nicht die Er­
ziehungsberechtigten die Erstellung des sonder­
pädagogisehen Gutachtens fordern. 3Die Erzie­
hungsberechtigten können verlangen, daß der Be­
ratungslehrer oder der Schulpsychologe gehört 
wird. 

(4) 1 Die voraussichtlich zuständige Berufsschu­
le für Behinderte erstellt ein Gutachten, das den 
sonderpädagogischen Förderbedarf beschreibt und 
begründet, ob dieser durch besondere Fördermaß­
nahmen an der Berufsschule oder an der Berufs­
schule für Behinderte erfüllt werden kann. 2Ein 
sonderpädagogisches Gutachten ist entbehrlich, 
wenn die Schüler 

1. in einem nach § 42bHandwO oder § 48BBiGge­
ordneten Beruf ausgebildet werden oder 

2. ein Berufsbildungswerk oder eine ähnliche Ein­
richtung für Behinderte mit überbetrieblichen 
Werkstätten besuchen oder 

3. in ein Heim, das mit einer Berufsschule für Be­
hinderte verbunden ist, auf Antrag der Erzie­
hungsberechtigten oder auf Grund gerichtli­
cher oder behördlicher Entscheidung aufge­
nommen wurden oder 

4. einen Förderlehrgang besuchen oder 

5. in einer Werksta tt für Behinderte tätig sind oder 

6. wenn das nach § 18 Abs. 2 SVSO erstellte Gut­
achten oder das entsprechende Gutachten des 
psychologischen Dienstes des Arbeitsamts den 
Besuch der Berufsschule für Behinderte emp­
fiehlt . 

(5) lWenn Jugendliche eine Volksschule für Be­
hinderte besucht haben, soll die Berufsschule für 
Behinderte deren Erkenntnisse beiziehen und zur 
Grundlage des eigenen Gutachtens machen, sofern 
nicht bereits ein Gutachten nach § 18 Abs. 2 SVSO 
vorliegt. 2Die Schülerakten mit den Untersu­
chungsergebnissen sind beizuziehen. 3Die Berufs­
schule ist verpflichtet, die Schülerakten auch einer 
das Gutachten erstellenden privaten Berufsschule 
für Behinderte vorübergehend zur Begutachtung 
zu übergeben. 4Sofern an der Berufsschule für 
Behinderte kein Berufsschullehrer mit einem Er­
weiterungsstudium, das zu einer sonderpädagogi­
schen Qualifikation führt, oder kein Sonderschul­
lehrer tätig ist, bestimmt die Regierung allgemein 
oder erforderlichenfalls im Einzelfall die Volks-' 
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schule für Behinderte (Hauptschulstufe), die das 
sonderpädagogische Gutachten. zu erstellen hat. 
5Die Förderschule kann bei der Uberprüfung stan­
dardisierte Test- und Diagnoseverfahren verwen­
den. 

(6) IDer Schulleiter der das Gutachten erstel­
lenden Schule oder ein von ihm beauftragter Leh­
rer bespricht die künftige Schullaufbahn nach 
Auswertung aller Unterlagen, insbesondere des 
sonderpädagogischen Gutachtens mit den Erzie­
hungsberechtigten und den Schülern, soweit es der 
Entwicklungsstand der Schüler zuläßt, und er­
stellt darüber einen Vermerk. 2Die Schule für Be­
hinderte übermittelt das Gutachten der allgemei­
nen Berufsschule und berichtet dabei schriftlich 
über das Ergebnis der Besprechung oder teilt mit, 
daß die Erziehungsberechtigten von der angebote­
nen Besprechungsmöglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht haben. 

(7) lWenn sich der Schulleiter der abgebenden 
Schule, die Erziehungsberechtigten und der Schul­
leiter der Berufsschule für Behinderte über den 
Besuch der Berufsschule für Behinderte einig sind, 
wird der Schüler in die Berufsschule für Behinder­
te aufgenommen. 2Wenn die Erziehungsberechtig­
ten von der angebotenen Besprechungsmöglich­
keit keinen Gebrauch gemacht haben, ist die über­
einstimmende Auffassung der beiden beteiligten 
Schulleiter maßgeblich. 

(8) lWenn sich die Erziehungsberechtigten, die 
Berufsschule und die das Gutachten erstellende 
Schule nicht über die künftige Schullaufbahn ei­
nigen können, kann jeder der Beteiligten einen An­
trag auf Entscheidung der für den Wohnsitz des 
Schülers zuständigen Regierung stellen. 2Der An­
trag ist zu begründen und die widerstreitenden Ar­
gumente sind darzustellen. 3Die Stellungnahme 
des Klassenleiters nach Absatz 2 Sätze 2 und 3, der 
Vermerk über das Ergebnis der Besprechung mit 
den Erziehungsberechtigten sowie das Gutachten 
der Berufsschule für Behinderte oder die Unterla­
gen, die nach Absatz 4 ein sonderpädagogisches 
Gutachten entbehrlich machen, sind vorzulegen. 
4Die Regierung kann ein ärztliches Gutachten ver­
anlassen, das sich über den Gesundheitszustand, 
die Art der Behinderung und den körperlichen 
Entwicklungsstand äußert. 5Soweit erforderlich, 
ist ein Gutachten des öffentlichen Gesundheits­
dienstes einzuholen. 6Die Regierung stellt fest, 
welche Schulart die Schüler zu besuchen haben 
und überweist erforderlichenfalls in die zuständi­
ge Schule. 

(9) Ein Verfahren zur Genehmigung von Gast­
schulverhältnissen ist mit dem Aufnahme- oder 
Überweisungsverfahren zu verbinden, wenn Schü­
ler öffentliche Berufsschulen für Behinderte besu­
chen müssen, ohne daß sie in deren Sprengel ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(10) Werden Schulpflichtige auf Antrag der Er­
ziehungsberechtigten oder auf Grund gerichtli­
cher oder behördlicher Entscheidungen in ein Heim 
aufgenommen, das mit einer Berufsschule für Be­
hinderte verbunden ist, so besuchen die Schüler 
die Heimberufsschule für Behinderte für die Dau­
er des Heimaufenthalts. 

(11) Wenn die Schüler volljährig sind, nehmen 
sie die den Erziehungsberechtigten zukommenden 
Rechte selbst wahr. 

(12) 1 Bei der Überprüfung von Schulpflichtigen 
mit nichtdeutscher Muttersprache ist darauf zu 
achten, daß die Untersuchungsergebnisse nicht 
durch mangelhafte Kenntnisse der deutschen Spra­
che beeinträchtigt werden. 2Nach Möglichkeit soll 
ein der Muttersprache kundiger Lehrer beigezo­
gen werden. 

§6 

Aufnahme in und Überweisung an 
eine Berufsschule für andere Behinderungsarten 

oder in die Berufsschule 
(vgl. Art. 41 Abs. 6 BayEUG) 

. (1) Besuchen Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf eine Berufsschule für Behinderte, so 
können die Erziehungsberechtigten oder der Schul­
leiter die Überprüfung fordern, ob der Besuch ei­
ner Berufsschule, einer Berufsschule für andere 
Behinderungsarten oder einer Berufsschule für 
Mehrfachbehinderte in Betracht kommt. 

(2) IDer Klassenleiter der Berufsschule für Be­
hinderte meldet Schüler, die für eine Überweisung 
an eine Berufsschule für andere Behinderungsar­
ten oder für Mehrfachbehinderte oder an die Be­
rufsschule in Betracht kommen, dem Schulleiter. 
2Er teilt dabei seine Beobachtungen über die 
Schulleistungen und das Lernverhalten, bei Über­
weisungen an eine andere Berufsschule für Behin­
derte auch über die vermuteten Behinderungen 
oder Mehrfachbehinderungen schriftlich mit und 
geht auf die bisher durchgeführten Fördermaß­
nahmen ein. 3Der Schulleiter unterrichtet die Er­
ziehungsberechtigten und bittet um ihre Unter­
stützung bei der Entscheidung über die Schullauf­
bahn. 4Fordern die Erziehungsberechtigten die 
Überprüfung, gilt Satz 2 entsprechend. 

(3) I Der Schulleiter übermittelt die bisher ange­
fallenen Beobachtungen, etwa vorhandene son­
derpädagogische und ärztliche Gutachten der Be­
rufsschule beziehungsweise der in Betracht kom­
menden Berufsschule für andere Behiriderungsar­
ten oder für Mehrfachbehinderte und bittet um 
Stellungnahme zu der vorgesehenen Änderung der 
Schullaufbahn. 2Die in Aussicht genommene Schu­
le hat die von ihr beabsichtigte Stellungnahme zur 
künftigen Schullaufbahn mit den Erziehungsbe­
rechtigten und, soweit es der Entwicklungsstand 
der Schüler zuläßt, auch mit diesen zu besprechen 
und erstellt darüber einen Vermerk. 

(4) lWenn sich der Schulleiter der abgebenden 
Schule, die Erziehungsberechtigten und der Schul­
leiter der Berufsschule beziehungsweise der Be­
rufsschule für andere Behinderungsarten oder für 
Mehrfachbehinderte über den Besuch der anderen 
Berufsschule einig sind, wird der Schüler in die 
entsprechende Schule aufgenommen. 2Wenn die 
Erziehungsberechtigten von der angebotenen Be­
sprechungsmöglichkeit keinen Gebrauch gemacht 
haben, ist die übereinstimmende Auffassung der 
bei den beteiligten Schulleiter maßgeblich. 

I 

(5) lWenn sich die Erziehungsberechtigten, die 
Berufsschule für Behinderte und die Berufsschule 
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beziehungsweise die Berufsschule für eine andere 
Behinderungsart oder für Mehrfachbehinderte 
nicht über die künftige Schullaufbahn einigen 
können, kann jeder der Beteiligten einen Antrag 
auf Entscheidung der zuständigen Regierung stel­
len. 2Der Antrag ist zu begründen und die wider­
streitenden Argumente sind darzustellen. 3Die 
Stellungnahme des Klassenleiters nach Absatz 2 
Sätze 2 und 4, der Vermerk über das Ergebnis der 
Besprechung mit den Erziehungsberechtigten, ein 
Bericht über d~m Leistungsstand und das Lernver­
halten der Schüler sowie eine Prognose der weite­
ren Schullaufbahn sollen auf die Fördermaßnah­
men eingehen, die die Schüler gegebenenfalls be­
nötigen. 4Ärztliche und sonderpädagogische Gut­
achten sind beizufügen. 5Die Regierung kann ein 
ärztliches Gutachten veranlassen; soweit erfor­
derlich, ist ein Gutachten des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes einzuholen. 6Die Regierung stellt 
fest , welche Schulart der Schüler zu besuchen hat 
und überweist erforderlichenfalls in die zuständi­
ge Schule; die Entscheidung soll in der Regel für 
den Beginn eines Schuljahres getroffen werden. 

(6) Wenn die Schüler volljährig sind, nehmen sie 
die den Erziehungsberechtigten zukommenden 
Rechte selbst wahr. " 

8. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Verweisung auf § 4 Abs. 8 
Nm. 2 bis 5 durch ,,§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nm. 2 bis 5" 
und das Wort "Sonderberufsschule" durch die 
Worte "Berufsschule für Behinderte" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort "Sonderberufsschule" 
durch die Worte "Berufsschule für Behinderte" 
ersetzt. 

c) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Sofern Besucher der Förderlehrgänge oder 
der Berufsvorberei tungsj ahre der Formen Abis 
F in Berufsausbildungsverhältnisse eintreten, 
gilt Art. 39 Abs. 2 BayEUG entsprechend." 

9. In § 8 Satz 1 werden die Worte "sonderberufsschul­
pflichtige Schüler" durch die Worte "berufsschul­
pflichtige Schüler mit sonderpädagogischemFör­
derbedarf wegen Wechsels der Schulart oder Orts­
wechsels" und das Wort "Sonderberufsschule" 
durch die Worte "Berufsschule für Behinderte" er-
setzt. . . 

1 o. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort "Sonderberufsschule" 
durch die Worte "Berufsschule für Behinderte" 
ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Worte "Unterricht 
und Kultus" gestrichen und die Worte 
"Staatsministerium für Wirtschaft und 
Verkehr" durch die Worte "jeweils zustän­
digen Fachministerium" ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3In diesem Rahmen entscheidet über die 
Einführung von Blockunterricht die öf­
fentliche oder die staatlich anerkannte pri­
vate Berufsschule für Behinderte in Ab­
stimmung mit der zuständigen Stelle." 

cc) Es werden folgende Sätze 4 und 5 ange­
fügt: 

,,4Zur Vermeidung von Unterrichtsausfäl­
len infolge der Teilnahme von Schülern an 
Ausbildungsmaßnahmen nach § 27 Abs. 2 
Satz 1 Nm. 2 und 3 kann in Ausnahmefäl­
len Blockunterricht nach Anhörung der 
zuständigen Stelle auch ohne Abstimmung 
mit ihr eingeführt werden. 5Über die Auf­
hebung von Blockunterricht entscheidet 
die für die Schule örtlich zuständige Re­
gierung nach Anhörung der zuständigen 
Stelle. " 

11. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "Sonderberufs­
schule" durch die Worte "Berufsschule für Be­
hinderte" ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben; die Satzbe­
zeichnung im bisherigen Satz 1 entfällt. 

c) In Absatz 5 wird das Wort "Werkstätte" durch 
das Wort "Werkstatt" ersetzt. 

d) In Absatz 6 werden die Worte "körperlich be­
hinderte" durch das Wort "körperbehinderte" 
und das Wort "Werkstätte" durch das Wort 
"Werkstatt" ersetzt. 

12 . In § 11 werden jeweils das Wort" Sonderberufs­
schule" durch die Worte "Berufsschule für Behin­
derte" ersetzt sowie das Wort "Werkstätte" durch 
das Wort "Werkstatt" ersetzt. 

13 . § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort "Sonderberufs­
schule" durch die Worte "Berufsschule für Be­
hinderte" sowie das Wort "Förderungslehrgän-: 
ge" durch das Wort "Förderlehrgänge" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort "Förderungslehr­
gänge" durch das Wort "Förderlehrgänge" 
ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Worte "Schulauf­
sichtsbehörde (Regierung)" durch das Wort 
"Regierung" ersetzt. 

cc) In Satz 4 wird das Wort "Förderungslehr­
gängen" durch das Wort "Förderlehrgän­
gen " ersetzt. 

14. In § 13 Abs. 1 Satz 1 werden das Wort "Sonderbe­
rufsschulen" durch die Worte "Berufsschulen für 
Behinderte" ersetzt und die Worte "für Unterricht 
und Kultus" gestrichen. 

15 . In § 14 wird das Wort "Sonderberufsschulpflichti­
ge" durch die Worte "Berufsschulpflichtige mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf" ersetzt. 

16 . § 15 erhält folgende Fassung: 

,,§ 15 

Unterricht in Wahlfächern 

1 Die Wahlfächer ergeben sich aus den Anlagen 1 
bis 3. 2Durch die Einrichtung von Unterricht in 
den Wahlfächern dürfen zusätzliche Unterrichts-
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tage nicht entstehen. 3Über die Einrichtung von 
Förderunterricht entscheidet die Schule in eigener 
pädagogischer Verantwortung im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Stellen und Mittel." 

1 7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Der Umfang des fachlichen Unterrichts, 
der in einzelne Unterrichtsfächer geglie­
dert werden kann, ergibt sich aus 'den ein­
schlägigen Lehrplänen, denen die Inhalte 
und die Zeitrichtwerte der Rahmenlehr­
pläne der Kultusministerkonferenz zu­
grundegelegt werden (Art. 45 Abs. 3 Satz 3 
BayEUG)." 

bb) In Satz 3 werden die Worte "für Unterricht 
und Kultus" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort "Sonderbe­
rufsschulen" durch die Worte "Berufsschulen 
für Behinderte" ersetzt. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

18. In § 17 Abs. 2 Satz 2 Halbsa tz 1 werden die Worte 
" oder für die Religionsunterricht nicht angeboten 
werden kann" angefügt. 

19. § 19 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte "der zu­
ständigen Stelle" durch die Worte "einer Mehr­
heit der Ausbildungsbetriebe unter Berücksich­
tigung der Zahl der Auszubildenden" ersetzt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Bei Teilzeitunterricht an einzelnen Unter­
richtstagen, der nach der Stunden tafel mehr als 
neun Unterrichtsstunden in der Woche umfaßt, 
sind die den neunstündigen Unterrichtstag über­
schreitenden Stunden grundsätzlich wochen­
übergreifend zu Unterrichtstagen mit minde­
stens acht Stunden Unterricht zusammenzufas­
sen." 

c) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Mit Zustimmung der Mehrheit der Ausbil­
dungsbetriebe unter Berücksichtigung der Zahl 
der Auszubildenden kann eine andere Vertei­
lung erfolgen. " 

20 . In § 21 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte "im Archiv" 
durch das Wort" bei " ersetzt . 

2.1. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) lZur Feststellung des Leistungsstandes 
erbringen die Schüler in angemessenen Zeit­
abständen entsprechend der Art des Fachs 
schriftliche (Schulaufgaben), mündliche (ein­
schließlich Stegreifaufgaben) und praktische 
Leistungsnachweise. 21m Schuljahr sind pro 
Pflichtfach mindestens drei Leistungsnachwei­
se zu erbringen, es sei denn der Unterricht endet 
zum Schulhalbjahr. 31m übrigen beschließt die 
Lehrerkonferenz Art und Zahl der Leistungs­
nachweise in den einzelnen Fachklassen unter 

Berücksichtigung des Unterrichtsumfangs und 
der Stundenzahl der einzelnen Fächer; der Be­
schluß bedarf der Bestätigung durch den Schul­
leiter. " 

b) Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 5 bis 11 werden Absätze 
3 bis 9. 

d) In Absatz 4 (neu) Satz 1 werden nach dem Wort 
"Anfertigung" die Worte "einer Schulaufgabe, 
einer Stegreifaufgabe oder" sowie vor dem Wort 
"Leistungsnachweise" das Wort "praktische" 
gestrichen. 

e) In Absatz 6 (neu) werden nach dem Wort "Ent­
schuldigung" die Worte "eine Schulaufgabe, ei­
ne Stegreifaufgabe oder" sowie vor dem Wort 
"Leistungsnachweise" das Wort "praktischen" 
gestrichen. 

f) Absatz 7 (neu) wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird vor .dem Wort "Leistungs­
nachweis" das Wort "praktischen" gestri­
chen. 

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 wird das Zitat "Ab­
satz 8" durch das Zitat "Absatz 6" ersetzt. 

g) Absatz 8 (neu) erhält folgende Fassung: 

,,(8) ISchriftliche Leistungsnachweise wer­
den von der Schule für die Dauer eines Schul­
jahres nach Ablauf des Schuljahres, in dem sie 
geschrieben worden sind, aufbewahrt. 2Wurden 
Leistungsnachweise in Form von Zeichnungen 
oder Werkstücken erbracht, können diese nach 
Bewertung an die Schüler zurückgegeben wer­
den." 

h) In Absatz 9 (neu) werden die Worte "für Geistig­
behinderte" jeweils durch die Worte "zur indi­
viduellen Lebensbewältigung" ersetzt. 

22. § 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Über Anträge auf Befreiung von Besuch der 
Berufsschule nach Art. 41 Abs. 5 Satz 1, Art. 39 
Abs. 4 BayEUG entscheidet die öffentliche oder 
staatlich anerkannte Schule, im übrigen die für die 
Schule örtlich zuständige Regierung." 

2 3. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a werden vor dem Wort 
"genehmigt" die Worte "für einzel­
betriebliche Maßnahmen" eingefügt. 

bbb) In Buchstabe b wird das Wort "Son­
derberufsschulunterricht" durch das 
Wort "Berufsschulunterricht" er­
setzt. 

ccc) In Buchstabe c und Nr. 3 Buchst. c 
wird jeweils das Wort "rechtzeitig" 
durch die Worte "spätestens einen 
Monat vor Beginn" ersetzt. 

bb) In Nummer 3 Buchst. b wird das Wort 
"Sonderberufsschulunterricht" durch das 
Wort "Berufsschulunterricht" ersetzt. 
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b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) 1In Abschlußklassen endet der Unter­
richt grundsätzlich mit Beginn der Berufsab­
schlußprüfung. 21m Benehmen mit der zustän­
digen Stelle kann die Regierung für Fachklas­
sen bzw. Fachklassengruppen die Fortsetzung 
des Unterrichts allgemein oder im Einzelfall 
anordnen, insbesondere wenn der fortgesetzte 
Unterricht für die mündliche Berufsabschluß­
prüfung förderlich ist oder die Berufsabschluß­
prüfung früher als sechs Wochen vor Schuljah­
resende beginnt. 3Das Staatsministerium k<;lnn 
dies auch landesweit regeln. 4Soweit bei vorzei­
tiger Beendigung des Unterrichts nach den Sä t­
zen 1 bis 3 der zwischen Unterrichtsende und 
Schuljahresschluß stundenplanmäßig anfallen­
de Unterricht aus organisatorischen Gründen 
nicht vorgeholt werden kann, werden die Schü­
ler bis zum Ende des Schuljahres vom Unter­
richt beurlaubt. 5Entsprechendes gilt für Schü­
ler in Abschlußklassen, deren Unterricht zum 
Schulhalbjahr endet." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 
4und5. 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie 
folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lZuständig für die Entscheidung über 
Beurlaubungen nach den Absätzen 1, 2, 4 
und 8 ist der Schulleiter, im übrigen die für 
die Schule örtlich zuständige Regierung." 

bb) Die Sätze 2, 4 und 5 werden aufhoben; der 
bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7; es werden 
das Wort "Sonderberufsschulunterricht" durch 
das Wort "Berufsschulunterricht" und das Wort 
"Sonderberufsschule" durch die Worte "Berufs­
schule fUr Behinderte" ersetzt. 

f) Es wird folgender neuer Absatz 8 eingefügt: 

,,(8) 11m Fall der Schwangerschaft oder der 
Mutterschaft können Schülerinnen auf Antrag 
vorübergehend beurlaubt werden, solange dies 
im Hinblick auf die Gesundheit der Mutter oder 
die Versorgung des Kindes erfolrderlich ist. 2Ei­
ne Beurlaubung soll sich mindestens auf die 
Zeit der Beschäftigungsverbote nach dem Mut­
terschutzgesetz erstrecken. 3Verheiratete Schü­
ler können bei Vorliegen besonderer Gründe auf 
Antrag beurlaubt werden. " 

g) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 9; das Zitat 
"Absatz 2 Nm. 2 und 3" wird durch das Zitat 
"Absatz 2 Satz 1 Nm. 2 und 3" ersetzt. 

24. In der Überschrift vor § 28 wird das Wort "Förde­
rungslehrgängen" durch das Wort "Förderlehr­
gängen" ersetzt. 

25. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort 
"Sonderberufsschule" durch die Worte 
"Berufsschule für Behinderte" ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Schüler, die vor Erreichen der letzten 
Jahrgangsstufe zum Schuljahresende aus­
treten, erhalten ein Jahreszeugnis, in dem 
der rechtliche Grund des Austritts ver­
merkt ist." 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 5 eingefügt: 

,,5Sa tz 4 gilt nicht für das Wahlfach Eng­
lisch, das dem Nachweis der erforderli­
chen Englischkenntnisse für den Erwerb 
des mittleren Schulabschlusses nach Art. 
13 Satz 4 BayEUG dienen kann." 

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6. 

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) Das Zwischenzeugnis wird am letzten 
Unterrichtstag der zweiten vollen Woche im Fe­
bruar ausgestellt; für das Jahreszeugnis gilt 
§ 42 Abs. 4." 

d) In Absatz 6 werden die Worte "für Unterricht 
und Kultus" gestrichen. 

26. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort "Sonderbe­
rufsschule" durch die Worte "Berufsschule für 
Behinderte" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden jeweils das Wort 
" Sondervolksschulpflicht " durch das Wort 
"Vollzeitschulpflicht " und die Worte "für Lern­
behinderte" durch die Worte "zur individuellen 
Lernförderung" ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden jeweils die Worte "für 
Lernbehinderte" durch die Worte "zur indivi­
duellen Lernförderung" ersetzt. 

27. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

"lDas Berufsvorbereitungsjahr ist mit Erfolg 
besucht, wenn in nicht mehr als zwei Fächern 
eine schlechtere Note als 4 erzielt wurde oder 
wenn Notenausgleich zugebilligt wird. 2Noten­
ausgleich kann zugebilligt werden, wenn in nich t 
mehr als drei Fächern eine schlechtere Note als 
4 erzielt wurde und in mindestens zwei Fächern 
die Note 3 erreicht wurde." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "zehnjähriger 
Sondervolksschulpflicht" durch die Worte 
"zehnjähriger Vollzeitschulpflicht" , die 
Worte "neunjähriger Volks- und Sonder­
volksschulpflicht" durch die Worte "neun­
jähriger Vollzeitschulpflicht" und die 
Worte "für Lernbehinderte" durch die 
Worte "zur individuellen Lernförderung" 
ersetzt sowie nach dem Wort "Notenaus­
gleich" die Worte "nach Absatz 2" einge­
fügt und die Worte "des berufsfeldüber­
greifenden Lernbereichs und des fachtheo­
retischen Bereichs" gestrichen. 
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bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2N otenausgleich · kann gewährt werden, 
wenn in nicht mehr als einem Fach eine 
schlechtere Note als 4 erzielt wurde und in 
mindestens zwei Fächern die Note 3 er­
reicht wurde." 

ce) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

c) In Absatz 5 wird der bisherige Wortlaut Satz 1; 
es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Für die Gewährung von Notenausgleich fin­
det § 29 Abs. 2 entsprechende Anwendung." 

d) Absatz 6 wird aufgehoben; die bisherigen Ab­
sä tze 7 und 8 werden Absätze 6 und 7. 

e) In Absatz 6 (neu) Satz 1 wird die Zahl ,,6" durch 
die Zahl" 5" ersetzt. 

28. §§ 31 und 32 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 31 

Abschluß einer Klasse für 
Besucher von Förderlehrgängen 

(1) 1 Die Klassen für Förderlehrgänge nach § 2 
Abs. 3 sind mit Erfolg besucht, wenn in allen 
Fächern des fachpraktischen Bereichs mindestens 
die Note 4 und in den übrigen Lernbereichen in 
nicht mehr als zwei Fächern eine schlechtere Note 
als 4 erzielt wurde oder wenn Notenausgleich zu­
gebilligt wird. 2Notenausgleich kann zugebilligt 
werden, wenn in den übrigen Lernbereichen in 
nicht mehr als drei Fächern eine schlechtere Note 
als 4 erzielt wurde und in mindestens zwei Fä­
chern der übrigen Lernbereiche mindestens die 
Note 3 erreicht wurde; die Entscheidung über die 
Zubilligung des Notenausgleichs trifft die Klas­
senkonferenz. 3Während des Förderlehrgangs müs­
sen insgesamt mindestens zehn Stunden mit be­
rufsfeldübergreifendem Inhalt besucht worden 
sein. 

(2) Für Besucher der Klassen für Förderlehr­
gänge nach § 2 Abs. 3 Nr.l, die mindestens 15 Stun­
den Unterricht an einer Berufsschule für Behin­
derte je Woche, davon insgesamt mindestens zehn 
Stunden mit berufsfeldübergreifendem Inhalt, be­
sucht haben, gelten § 30 Abs. 3 und 5 entsprechend. 

§ 32 

Abbruch einer Ausbildung mit hohem Anteil an 
Schulstunden 

Beenden Schüler eine Ausbildung ohne Ab­
schluß, so kann die öffentliche oder staatlich aner­
kannte Schule, im übrigen die Regierung, nach 
Art. 41 Abs. 5, Art. 39 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BayEUG 
feststellen, daß die Schüler vom weiteren Schulbe­
such befreit werden, wenn die Schüler bis dahin 
mindestens 900 Stunden Unterricht an einer Be­
rufsschule für Behinderte besucht haben." 

29. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1 Die Abschlußprüfung beginnt in der Re­
gel sechs Wochen vor dem Ende des Sch ul-

jahres bzw. des Schulhalbjahres, bei Block­
unterricht am Ende des letzten Unter­
richtsblocks. " 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

ce) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) In der Abschlußprüfung sind in allen 
Klassen schriftliche Aufgaben in mindestens 
zwei Fächern des fachlichen Unterrichts zu 
bearbeiten, soweit keine koordinierte Prüfung 
gemäß § 40 durchgeführt wird. " 

30. In § 35 Abs . 3 Satz 1 wird das Wort "Schulauf­
sichtsbehörde" durch das Wort "Regierung" er­
setzt. 

31. In § 37 Abs. 3 werden die Worte "für Unterricht 
und Kultus" gestrichen und nach den Worten 
"Prüfung und Kurzschrift" ein Komma und das 
Wort "Textverarbeitung" eingefügt. 

32. Vor § 40 wird die Überschrift "Abschnitt I1I: 
Schulabschlußprüfung und Berufsabschlußprü­
fung" gestrichen. 

33. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Halbssatz 1 wird das Wort "Sonderbe­
rufsschule" durch die Worte "Berufsschu­
le für Behinderte" ersetzt. 

bb) In Halbsatz 2 wird der Satzteil "in den 
Prüfungsfächern nach § 34 Abs. 2 Nr. 1 
Buchst. a (Prüfungs teil Rechts- und Wirt­
schaftskunde) und Buchst. b bis d sowie 
Nr. 2 Buchst. b bis d" durch die Worte "in 
den Prüfungsfächern nach § 34 Abs. 2" er­
setzt . 

ce) In Nummer 1 werden das Wort "Sonderbe­
rufsschulunterricht" durch die Worte 
"Unterricht an einer Berufsschule für Be­
hinderte" ersetzt und die Worte "in dem 
betreffenden Fach" gestrichen. 

dd) Nummer 2 wird aufgehoben. 

ee) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden 
Nummen 2 und 3. 

ff) In Nummer 2 (neu) wird das Wort "Son­
derberufsschulen" durch die Worte "Be­
rufsschulen für Behinderte" ersetzt. 

gg) In Nummer 3 (neu) wird das Wort "Son­
derberufsschule" durch die Worte "Be­
rufsschule für Behinderte" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz2 wird das Wort "Gebärdendol­
metsehern" durch das Wort "Gehörlosendol­
metschern " ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1Das Staatsministerium stellt fest, für 
welche Ausbildungsberufe die Vorausset­
zungen nach Absatz 1 allgemein angenom­
men werden können. " 

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 
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,,2Dies ist grundsätzlich dann der Fall, 
wenn der fachliche Unterricht auf Rah­
menlehrplänen -der Kultusministerkonfe­
renz beruht, die mit der Ausbildungsord­
nung abgestimmt sind." 

cc) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 
3 bis 5. 

dd) In Satz 3 (neu) wird das Wort "Sonderbe­
rufsschulen" durch die Worte "Berufs­
schulen für Behinderte" ersetzt. 

ee) In den Sätzen 4 (neu) und 5 (neu) wird je­
weils das Wort "Sonderberufsschule" 
durch die Worte "Berufsschulen für Be­

- hinderte" ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte "Unterricht und 
Kultus" durch die Worte "Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst" ersetzt. 

34. Vor § 41 erhält die Überschrift folgende Fassung: 

"Abschnitt 111: Festsetzung des Prüfungsergebnis­
ses , Zeugnisse, Beanstandungsrecht des Schullei­
ters" 

35 . §§ 41, 42 und 43 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 41 

Festsetzung der Zeugnisnote und des 
Prüfungsergebnisses 

(1) lAuf Grund der während des Schuljahres er­
brachten Leistungen setzt die im betreffenden Fach 
unterrichtende Lehrkraft im Einvernehmen mit 
dem Klassenleiter in jedem Unterrichtsfach die 
Zeugnisnote fest; in Zweifelsfällen entscheidet die 
Klassenkonferenz . 2Wird die Berufsschule für Be­
hinderte im ersten Schulhalbjahr abgeschlossen, 
wird die Zeugnisnote aus den Einzelnoten des vor­
angegangenen und des laufenden Schuljahres ge­
bildet. 3§ 28 Abs. 4 Satz 2 gilt für die Festsetzung 
der Zeugnis noten entsprechend. 4Schließt das Fach 
lehrplanmäßig vor der Jahrgangsstufe 12 ab, so 
wird die entsprechende Note im Jahreszeugnis in 
das Abschlußzeugnis bzw. in das Entlassungs­
zeugnis übernommen; das Fach ist im Abschluß­
zeugnis bzw. im-Entlassungszeugnis mit folgender 
Fußnote zu versehen: "Die Note wurde aus dem 
Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe ... übernommen." 
5Nach Maßgabe näherer Regelung des Staatsmini­
steriums können für Projekte Zeugnisnoten gebil­
det werden; in diesem Fall gilt § 28 Abs. 4. entspre­
chend. 6Satz 4 gilt entsprechend für die Ubernah­
me einer Zeugnisnote im Wahlfach Englisch. 

(2) 1 Das Ergebnis der Abschlußprüfung wird als 
eine Gesamtnote in das Abschluß- bzw. Entlas­
sungszeugnis übernommen. 2Die Gesamtnote im 
Sinn von Satz 1 wird 

1. bei einer Abschlußprüfung gemäß § 34 Abs.2 
aus allen schriftlichen Prüfungsfächern, 

2. bei einer koordinierten Prüfung im Sinn von 
§ 40 aus dem Ergebnis der schriftlichen Berufs­
abschlußprüfung gebildet; wird das Ergebnis 
der Berufsabschlußprüfung nur als eine Note 
ausgewiesen, so ist dies die Gesamtnote. 

3Die Gesamtnote ist bis n,5 abzurunden. 

(3) 1 Auf Grund der Zeugnisnoten in den Pflicht­
fächern und der Gesamtnote nach Absatz 2 Satz 2 
Nr. 1 entscheidet der an der Schule gebildete Prü­
fungsausschuß über die Zuerkennung des .erfolg­
reichen Berufsschulabschlusses; bei der Entschei­
dung über die Zuerkennung des erfolgreichen Be­
rufsschulabschlusses werden die Zeugnisnoten 
gemäß Absatz 1 Satz 5, die Gesamtnote der koordi­
nierten Prüfung (Absatz 2 Satz 2 Nr. 2) sowie das 
Fach Sport nicht mitgewertet. 2Die Berufsschule 
für Behinderte ist ohne Erfolg abgeschlossen, wenn 
ein Schü1er einmal die Note sechs oder zweimal die 
Note fünf erzielt hat, sofern nicht Notenausgleich 
gewährt wird. 3Hat ein Schü1er die Zeugnisnote 
sechs einmal oder die Zeugnisnote fünf nicht mehr 
als zweimal erlangt und sonst keine schlechtere 
Zeugnisnote als 4 erlangt, kann Notenausgleich 
gewährt werden, wenn er einmal die Zeugnisnote 1 
oder 2 oder zweimal die Zeugnisnote 3 erzielt hat. 

(4) Sämtliche bei der Schule vorhandenen Lei­
stungsnachweise und Niederschriften ' der Ab­
schlußprüfung müssen für die Dauer von minde­
stens zwei Jahren aufbewahrt werden. 

(5) Zeugnisnoten und die Ergebnisse einer Ab­
schlußprüfung nach § 34 Abs. 2 werden auf Antrag 
den für die Abschlußprüfung im Berufsausbil­
dungsverhältnis zuständigen Prüfungsausschüs­
sen mitgeteilt, wenn nach der für diese Abschluß­
prüfung geltenden Prüfungs ordnung die Noten der 
Berufsschule für Behinderte in das Ergebnis der 
Abschlußprüfung im Berufsausbildungsverhält­
nis eingehen. 

§ 42 

Abschlußzeugnis, Entlassungszeugnis 

(1) lDas Abschlußzeugnis enthält die Noten in 
den einzelnen Fächern, das Ergebnis der Abschluß­
prüfung und die Feststellung, daß die Berufsschu­
le für Behinderte erfolgreich abgeschlossen wurde. 
2Aus den Zeugnisnoten gemäß § 41 Abs. 3 Satz 1 
wird eine Durchschnittsnote (mit zwei Dezimal­
stellen) gebildet und im Abschlußzeugnis ausge­
wiesen. 3Bei der Berechnung dieser Durchschnitts­
note zählen die Zeugnisnoten der Unterrichts­
fächer jeweils einfach, die Gesamtnote der Ab­
schlußprüfung zählt doppelt. 4Bei Berufsschulen 
für Blinde, für Sehbehinderte, für Gehörlose, für 
Schwerhörige, zur individuellen Sprachförderung, 
für Körperbehinderte und zur Erziehungshilfe wird 
die Feststellung nach Satz 1 durch die Feststellung 
ersetzt, daß die Berufsschule erfolgreich abge­
schlossen wurde, wenn die Schüler in Fachklassen 
für anerkannte Ausbildungsberufe nach § 25 BBiG 
ausgebildet wurden und die Abschlußprüfung nach 
ihren Anforderungen der an der allgemeinen Be­
rufsschule abgehaltenen entspricht. 

(2) Besitzt der Schüler bisher noch nicht den er­
folgreichen Hauptschulabschluß, ist auf Antrag im 
Abschlußzeugnis, wenn der Schü1er eine Berufs­
ausbildung gemäß §§ 25, 48 BBiG, § 42 b HandwO 
erfolgreich abgeschlossen hat, folgender Vermerk 
einzutragen: "Die mit diesem Zeugnis nachgewie­
sene Schulbildung schließt die Berechtigungen des 
erfolgreichen Hauptschulabschlusses ein." 

(3) Das Entlassungszeugnis enthält die Noten in 
den einzelnen Fächern, das Ergebnis der Abschluß-
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prüfung und die Bemerkung, daß der Schüler die 
Berufsschulpflicht erfüllt hat. 

(4) lDie Zeugnisse werden zum letzten Unter­
richtstag des Schuljahres ausgestellt. 2Wird eine 
koordinierte Prüfung gemäß § 40 durchgeführt 
und stehen die darin erzielten Noten bei Beendi­
gung des Schulbesuchs noch nicht fest, erfolgt die 
Ausstellung zum nächstmöglichen Zeitpunkt. 

§ 43 

Mittlerer Schulabschluß 

lSchüler, qie eine Durchschnittsnote gemäß § 42 
Abs. 1 Satz 2 von mindestens 2,50 im Abschluß­
zeugnis der Berufsschulen für Sinnesgeschädigte, 
für Körperbehinderte, zur individuellen Sprachför­
derung und zur Erziehungshilfe oder bei den Be­
rufsschulen zur Individuellen Lernförderung eine 
Durchschnittsnote von mindestens 1,50 erzielen 
und mindestens befriedigende Englischkenntisse 
nachweisen, erhalten, sofern sie nich t berei ts einen 
mittleren Schulabschluß (Art. 25 BayEUG) besit­
zen, von Amts wegen folgende Eintragung in das 
Abschlußzeugnis, wenn inhaltlich nach dem Lehr­
plan der Berufsschule unterrichtet wurde und die 
Abschlußprüfung nach ihren Anforderungen der 
an der Berufsschule abgehaltenen entspricht: 
"Dieses Zeugnis verleiht in Verbindung mit dem 
Nachweis einer erfolgreich abgeschlossenen Be­
rufsausbildung mit einer Regelausbildungsdauer 
von mindestens zwei Jahren den mittleren Schul­
abschluß. " 2Die geforderten Englischkenntnisse, 
die dem Leistungsstand eines fünf jährigen Pflicht­
unterrichts der Volksschule entsprechen müssen, 
werden nachgewiesen durch die Note "befriedi­
gend" in diesem Fach 

a) im Abschlußzeugnis einer Hauptschule oder der 
Hauptschulstufe einer Volksschule für Behin­
derte (erfolgreicher oder qualifizierender Haupt­
schulabschluß) oder 

b) im Jahreszeugnis der J ahrgangsstufe 9 oder 10 
eines Gymnasiums (Englisch als erste Fremd­
sprache) , einer Realschule , einer Wirtschafts­
schule einschließlich der entsprechenden Schu­
len für Behinderte oder 

c) im Zeugnis über den Nachweis erforderlicher 
Englischkenntnisse für den mittleren Schulab­
schluß der Berufsschule und Berufsfachschule 
für Behinderte und für den qualifizierten be­
ruflichen Bildungsabschluß (§ 56 Abs. 5, § 56a 
SVSO) oder 

d) im Abschlußzeugnis der Berufsschule für Be-
hinderte. 

3Die nach § 48 BBiG und § 42 b HandwO geordne­
ten Berufe sind keine Ausbildungsberufe im Sinn 
dieser Bestimmung. " 

36 . In § 45 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort "Sonderberufs­
schulbeirats" durch das Wort "Beirats" ersetzt . 

37. In § 47 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort "Sonderberufs­
schulbeirats" durch das Wort "Beirats" ersetzt. 

38. In § 49 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte "Nebenamt­
lich oder nebenberuflich tätige Lehrer" durch die 
Worte "Mit weniger als der Hälfte der Unterrichts­
pflich tz ei t beschäftigte Lehrer" ersetzt. 

39 . § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wird das Wort "Sonderberufsschul­
beirat" durch die Worte "Beirat an Berufsschu­
len für Behinderte" ersetzt. 

b) In Absatz 6 wird das Wort "Sonderberufsschu­
len " durch die Worte "Berufsschulen für Behin­
derte " ersetzt . 

40. § 65 erhält folgende Fassung: 

,, § 65 

Schülermitverantwortung an Berufsschulen 
zur individuellen Lernförderung und 
zur individuellen Lebensbewältigung 

lAn Berufsschulen zur individuellen Lernför­
derung ist den Schülern die Möglichkeit einzuräu­
men, das Leben der Schule entsprechend ihrer gei­
stigen Reife und Verantwortungsfähigkeit mitzu­
gestalten. 2Die Bestimmungen des Sechsten Teils 
Abschnitt I über Einrichtungen zur Mitgestaltung 
des schulischen Lebens finden bei Berufsschulen 
zur individuellen Lebensbewältigung keine An­
wendung." 

41. Vor § 66 erhält die Abschnittsüberschrift folgende 
Fassung: 

"Abschnitt 11 Beirat an Berufsschulen für Behin­
derte" 

42. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Worte "Sonderberufsschulen 
(Sonderberufsschulbeirat)" werden 
durch die Worte "Berufsschulen für 
Behinderte" ersetzt. 

bbb) Nummer 3 erhält foigende Fassung: 

,, 3. drei hauptamtliche Lehrkräfte 
als Vertreter der Lehrkräfte ," 

bb) In Satz 2 werden die Worte "für Lernbe­
hinderte" durch die Worte "zur individu­
ellen Lernförderung" und das Wort "Son­
derberufsschulbeirat" durch das Wort 
"Beirat" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird jeweils das Wort "Sonderbe­
rufsschulbeirat" durch das Wort "Beirat" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 werden das Wort "Gesundheitsam­
tes" durch die Worte "öffentlichen Gesund­
heitsdienstes" sowie das Wort "Sonderberufs­
schulbeirat" durch das Wort "Beirat" und je­
weils das Wort "Sonderberufsschule" durch die 
Worte "Berufsschule für Behinderte" ersetzt. 

d) In den Absätzen 4 und 5 wird das Wort "Sonder­
berufsschulbeirat" durch das Wort "Beirat" er­
setzt. 

43 . In der Überschrift zu § 67 wird das Wort "Sonder­
berufsschulbeirat" durch die Worte "Beirat an Be­
rufsschulen für Behinderte" ersetzt. 
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44. In § 68 werden jeweils das Wort "Sonderberufs­
schulbeirat" durch das Wort "Beirat" sowie das 
Wort "Sonderberufsschule" durch die Worte "Be­
rufsschule für Behinderte" ersetzt. 

45. In § 69 wird jeweils das Wort "Sonderberufsschul­
beirat" durch das Wort "Beirat" ersetzt. 

46. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und das 
Wort "Sonderberufsschulen" durch die Worte 
"Berufsschulen für Behinderte" ersetzt. 

b) Es werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt: 

,,3Mindestens für jedes Schulhalbjahr werden 
den Ausbildungsbetrieben auf Antrag über die 
Schüler die Stoffverteilungspläne für die ein­
zelnen Fächer übermittelt. 4Auf Einladung soll 
die Berufsschule Vertreter zu Versammlungen 
der örtlichen bzw. regionalen Gremien der Aus­
bildungsbetriebe entsenden. " 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,,(2) Absatz 1 gilt für die Zusammenarbeit mit 
den Trägern übertrieblicher Ausbildung ent­
sprechend. " 

47 . § 71 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 5 angefügt: 

,,5Bei Vorträgen zu Themen des fachlichen Un­
terrichts kann die Zulassung der Schulleiter er­
teilen. " 

b) Absatz 2 wird aufgehoben; der bisherige Ab­
satz 3 wird Absatz 2. 

48 . § 72 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Sammlungen und Spenden" 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und .das 
Wort "Sonderberufsschulbeirat" durch das Wort 
" Beirat" ersetzt. 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,,(2) lWird durch erhebliche Zuwendungen 
Dritter die Schule bei der Erfüllung ihrer Auf­
gaben unterstützt oder die Herstellung oder An­
schaffung für Erziehung und Unterricht förder­
licher Gegenstände ermöglicht, so kann auf An­
trag des Dritten hierauf in geeigneter Weise hin­
gewiesen werden. 2Dieser Hinweis kann insbe­
sondere durch Anbringen eines Firmenzeichens 
des Dritten, durch einen Eindruck von höch­
stens einer halben Seite in einem Druckwerk 
oder mündlich bei geeigneter Gelegenheit erfol­
gen. 3Unzulässig ist eine über die Nennung des 
Zuwenders , der Art und des Umfangs der Zu­
wendung hinausgehende Produktwerbung. 4Die 
Entscheidung trifft der Schulleiter nach An­
hörung des Beirats an der Berufsschule für Be­
hinderte." 

49 . § 73 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Die Aufstellung von Warenautomaten in df!r 
Schulanlage setzt voraus, daß der Aufwandsträger 

mit der Aufstellerfirma einen jederzeit kündba­
ren Mietvertrag abschließt, in dem ein Verzicht auf 
Schadensersatzansprüche gegen den Freistaat Bay­
ern und seine Bediensteten enthalten ist, und daß 
der Schulleiter unter Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs zustimmt. " 

50. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte "eines Be­
rufsschulberechtigten " gestrichen. 

b) In Absatz 4 werden die Worte "Gesetz für Ju­
gendwohlfahrt" durch die Worte "Achten Buch 
Sozialgesetzbuch (Kinder- und Jugendhilfe) " 
ersetzt. 

51. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte "für Unterricht 
und Kultus" gestrichen und nach dem Wort 
"Staatsministerium" die Worte "oder die von 
ihm beauftragte Stelle" eingefügt. 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Staatsministerium im Sinn dieser Ver­
ordnung ist das Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst." 

52. Es wird folgender § 78a eingefügt: 

,,§ 78 a 

Wegnahme von Gegenständen 
(vgl. Art. 56 Abs. 4 BayEUG) 

lDas Mitbringen und Mitführen von gefährli­
chen Gegenständen ist den Schülern untersagt. 
2Die Schule hat solche Gegenstände wegzuneh­
men und sicherzustellen. 3In gleicher Weise kann 
die Schule bei sonstigen Gegenständen verfahren, 
die den Unterricht oder die Ordnung der Schule 
stören können oder stören. 4Über die Rückgabe 
derartiger Gegenstände entscheidet der Schullei­
ter; in den Fällen des Satzes 2 darf die Rückgabe, 
soweit dieser nicht anderweitige Bestimmungen 
entgegenstehen, nur an die Erziehungsberechtig­
ten des Schülers erfolgen." 

53. § 81 erhält folgende Fassung: 

,, § 81 

Heimunterbringung 

Die Aufnahme von Jugendlichen in eine Berufs­
schule für Behinderte, der Übertritt oder die Über­
weisung der Schüler an eine entsprechende Be­
rufsschule für Behinderte sind bei der Bewilligung 
von Zuschüssen nach Art. 25 , 26 BaySchFG zu­
grunde zu legen. " 

54. Die Anlagen zur Schulordnung werden wie folgt 
geändert: 

a) In der Überschrift zur Anlage 6 werden die Wor­
te "Förderungs- und Eingliederungslehrgän­
gen" durch das Wort "Förderlehrgängen" er­
setzt. 

b) Die Anlagen 8, 9, 11 und 12 erhalten folgende 
Fassung: 
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Berufsvorbereitungsjahr - Form B 
für Jugendliche mit besonderen Lernbedürfniss~n als Vorbereitung auf eine entsprechende berufliche Ausbildung 

Wochenstunden 

Religionslehre 2 

Deutsch 3 

Sozialkunde 3 

Sport 2 

Fachlicher Unterricht 26 
(Fachrechnen, Fachtheorie, 
Fachzeichnen, Fachpraxis) 

Förderunterricht 2 , 

38 

BVJ -Form B kann für die Berufsfelder beziehungsweise Berufe angeboten werden, die das Staatsministerium zu­
gelassen hat. 

Berufsvorbereitungsjahr - Form C 
für Jugendliche mit besonderen Lernbedürfnissen als Vorbereitung auf eine entsprechende berufliche Tätigkeit 

. 
Wochenstunden 

Religionslehre 2 

Deutsch 3 

Sozialkunde 3 

Sport 2 

Fachlicher Unterricht 24 
(Fachrechnen, Fachtheorie, 
Fachzeichnen, Fachpraxis) 

Förderunterricht 4 

38 

. 
Bei BVJ -Form C soll in jeweils zwei Berufsfeldern fachlicher Unterricht erteilt werden, und zwar im Verhältnis 
2:1. 

BVJ -Form C kann für die Berufsfelder beziehungsweise Berufe angeboten werden, die das Staatsministerium zu­
gelassen hat. Das BVJ -Form B kann in den durch das Staatsministerium dafür zugelassenen Berufsfeldern durch 
innere Differenzierung auch als BVJ-Form C angeboten werden. 

Fachrechnen ist grundsätzlich getrennt zu erteilen. Im BVJ-Form C erhöht sich der Anteil der Fachpraxis ent­
sprechend. In diesem Fall wird der fachliche Unterricht nur in einem Berufsfeld erteilt. 

Bei Blinden tritt an die Stelle von Fachzeichnen 
Maschinenschreiben ,1 
Blindenpunktschrift 2 (bei hochgradig Sehbehinderten: Sehtraining) 

Im Rahmen des Förderunterrichts können bis zu 2 Stunden Mobilitätstraining vorgesehen werden. 
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Berufsvorbereitsjahr - Form E 
für körperlich Behinderte 

Religionslehre 

Deutsch 

Sozialkunde 

Sport 

Musisch-praktisches Fach 

Fachlicher Unterricht 
(Fachrechnen, Fachtheorie, 
Fachzeichnen, Fachpraxis) 

Förderunterricht 

Wochenstunden 

2 

3 

3 

2 
. 

2 

18 

2 

32 

BV J -Form E kann für die Berufsfelder beziehungsweise Berufe angeboten werden, die das Staatsministerium zu-
gelassen hat. . 

Berufsvorbereitungsjahr - Form F 
für Jugendliche mit besonderem Erziehungsbedarf 

Es können die Stundentafeln für das Berufsvorbereitungsjahr der Formen Abis C zugrundegelegt werden. Die 
tatsächlich erteilten Stunden sowie die Gestaltung des Unterrichts richten sich nach der Leistungsfähigkeit der 
Jugendlichen. Acht Stunden Unterricht je Schulwoche in der sich aus der Stundentafel nach Anlage 13 ergeben­
den Verteilung sollten nicht unterschritten werden. 

BVJ-Form F kann für die Berufsfelder beziehungsweise Berufe angeboten werden, die das Staatsministerium zu­
gelassen hat. " 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 18/1998 669 

§2 

(1) Auf Grund der geänderten Artikelfolge des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts­
wesen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juli 1994 (GVBl S. 689, ber. S. 1024 und 1995 S. 98 
und 148), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juli 1997 (GVBl S. 352), sowie der Aufhebung des Schulpflicht­
gesetzes (SchPG) werden außerdem die Verweisungen in der Schulordnung für die Berufsschulen für Behinderte 
. auf das BayEUG und das SchPG wie folgt geändert: 

1. BayEUG 

bisher: BayEUGneu: 

Art. 4 Art. 5 

Art. 9 Abs. 1 bis 3 Art. 19 , 20 

Art. 23 Abs. 5 Art. 39 bis 41 

Art. 24 Art. 45 

Art. 25 Art. 46 

Art. 26 Art. 47 

Art. 30 Art. 51 

Art. 31 Art. 52 

Art. 32 Art. 53 

Art. 33 Art. 54 

Art. 35 Art. 56 

Art. 36 Art. 57 

Art. 37 Art. 58 
-

Art. 40 Art. 62 

Art. 41 Art. 63 

Art. 61 Art. 84 

Art . 62 Art. 85 

Art. 63 Art. 86 

Art. 63 Abs. 2 Nr. 4 Art. 86 Abs. 2 Nr. 5 

Art. 65 Art. 88 

Art. 67 Art. 90 

Art. 69 Art. 92 

Art. 69 Abs. 4 Art. 92 Abs. 5 Sätze 1 und 2 

Art. 70 Art. 93 

Art. 78 Art. 100 

Art. 87 Art. 111 

Art. 91 Art. 117 



670 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 18/1998 

2 SchPG 

bisher: BayEUGneu: 

Art. 14 Abs. 4 SchPG Art. 39 Abs. 4, Art. 41 Abs. 5 

Art. 15 Abs. 2 SchPG Art. 41 Abs. 1 Satz 1 

Art. 15 Abs. 3 bis 5 SchPG Art. 41 Abs. 6 

Art. 16 Abs. 1 Satz 6 SchPG Art. 41 Abs. 5 Satz 4 

(2) § 5 Abs. 2 der Schulordnung für die Berufsschu­
len in Bayern - Berufsschulordnung (BSO) vom 19. Ju­
li 1983 (GVBI S . 759), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 11. Dezember 1997 (GVBI S . 878), erhält fol­
gende Fassung: 

,,(2) Aufnahme in und Überweisung an die Berufs­
schule für Behinderte richten sich nach § 5 BSO-B." 

§3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Septem­
ber 1998 in Kraft. 

München, den 31. August 1998 

Bayerisches Staatsministeriurn 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 

230-1-8-U 

Bekanntmachung 
übertdie Verbindlicherklärung 
der Dritten Änderung, Teil 2, 

des Regionalplans der Region Ingolstadt (10) 

Vom 10. August 1998 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 7 in Verbindung mit 
Abs. 2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes -
BayLplG- (BayRS 230-1-U) hat das Bayerische Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen im Einvernehmen mit den übrigen Staats­
ministerien die Dritte Änderung, Teil 2, des Regional­
plans der Region Ingolstadt (Bekanntmachung über 
die Verbindlicherklärung vom 4. Dezember 1989, 
GVBl S . 736, BayRS 230-1-8-U, und - zuletzt - der 
Vierten Änderung vom 29 . Mai 1998, GVBl S. 300) für 
verbindlich erklärt. 

Die Änderung betrifft den Lärmschutzbereich zur 
Lenkung der Bauleitplanung für den Flugplatz Neu­
burg/Zell. 

rats ämtern Eichstätt, Neuburg a . d . Donau und Pfaf­
fenhofen a . d. Ilm zur Einsichtnahme für jedermann ab 
16. September 1998 ausgelegt. Die Auslegungszeiten 
richten sich nach den jeweils festgelegten Zeiten für 
den Parteienverkehr. 

Diese Änderung tritt am 16. September 1998 in 
Kraft. 

München, den 10. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Die Dritte Änderung, Teil 2, des Regionalplans ist 
bei der kreisfreien Stadt Ingolstadt und den Land- Dr. Thomas Go p p el, Staatsminister 
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230-1-9-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung 

der Vierten Änderung des Regionalplans 
der Region Landshut (13) 

Vom 14. August 1998 

Auf Grund des Art. 18 Abs: 7 in Verbindung mit 
Abs. 2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes -
BayLpIG-(BayRS 230-1-U) hat das Bayerische Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen im Einvernehmen mit den übrigen Staats­
ministerien die Vierte Änderung des Reginnalplans 
der Region Landshut (Bekanntmachung über die Ver­
bindlicherklärung vom 16. Oktober 1985, GVBI S: 661, 
BayRS 230-1-9-U, und - zuletzt - der Fünften Ande­
rung vom 8. Juni 1998, GVBI S . 379) für verbindlich er­
klärt. 

Die Änderung betrifft die Gewinnung und Siche­
rung von Bodenschätzen; Teilbereiche Lehm und Ton, 
Betonit und Spezialton. 

Die Vierte Änderung des Regionalplans ist bei der 
kreisfreien Stadt Landshut und den Landratsämtern 
Landshut , Dingolfing-Landau, Rottal-Inn und Kel­
heim zur Einsichtnahme für jedermann ab 16. Septem­
ber 1998 ausgelegt. Die Auslegungszeiten richten sich 
nach den jeweils festgelegten Zeiten für den Parteien­
verkehr. 

Diese Änderung tritt am 16. September 1998 in 
Kraft. 

München, den 14. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Thomas Go p p e I , Staatsminister 

230-1-17-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicher klärung 

der Sechsten Änderung des Regionalplans 
der Region Donau-Wald (12) 

Vom 14. August 1998 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 7 in Verbindung mit Abs. 2 
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLpIG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Septem­
ber 1997 (GVBI S. 500, BayRS 230-1-U) hat die Regie­
rung von Niederbayern die Sechste Änderung des Re­
gionalplans der Region Donau-Wald (Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung vom 30. September 
1986, GVBI S . 326 , BayRS 230-1-17-U, und - zuletzt­
der Fünften Änderung vom 8. Januar 1998, GVBI S . 8) 
für verbindlich erklärt. 

Die Änderung betrifft die Gewinnung und Siche­
rung von Bodenschätzen, Teilbereich Naturstein. 

Die Sechste Änderung des Regionalplans ist bei den 
kreisfreien Städten Passau und Straubing sowie bei 
den Landratsämtern Deggendorf, Freyung-Grafenau, 
Passau, Regen und Straubing-Bogen zur Einsichtnah­
me für jedermann ab 16. September 1998 ausgelegt. 
Die Auslegungszeiten richten sich nach den jeweils 
festgelegten Zeiten für den Parteienverkehr. 

Diese Änderung tritt am 16. September 1998 in 
Kraft . 

München, den 14. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Thomas Go p p e I, Staatsminister 



672 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 18/1998 

Bayerisches Gese'tz- und Verordnungsblatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag 
Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München 
PVSt, Deutsche Post AG, Entgelt bezahlt, B 1612 

230-1-26-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung 

der Dritten Änderung des Regionalplans 
der Region Westmittelfranken (8) 

Vom 14. August 1998 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 7 in Verbindung mit 
Abs. 2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes -
BayLpIG-(BayRS 230-1-U) hat das Bayerische Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen im Einvernehmen mit den übrigen Staats­
ministerien die Dritte Änderung des Regionalplans 
der Region Westmittelfranken (Bekanntmachung über 
die Verbindlicherklärung vom 4. November 1987, 
GVBI S. 419, BayRS 230-1-26-U, und - zuletzt - der 
Zweiten Änderung vom 5. Oktober 1995, GVBI S. 751) 
für verbindlich erklärt. 

Die Änderung betrifft die Gewinnung und Siche­
rung von Bodenschätzen. 

Die Dritte Änderung des Regionalplans ist bei der 
kreisfreien Stadt Ansbach und den Landratsämtern 
Ansbach, Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim und 
Weißenburg-Gunzenhausen zur Einsichtnahme für 
jedermann ab 16. September 1998 ausgelegt. Die Aus­
legungszeiten richten sich nach den jeweils festgeleg­
ten Zeiten für den Parteienverkehr. 

Diese Änderung tritt am 16. September 1998 in 
Kraft. 

München, den 14. August 1998 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Thomas Go pp el, Staatsminister 

Herausgeber/Redaktion: Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strauß-Ring I, 80539 München 

Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird nach Bedarf ausgegeben, in der Regel zweimal im Monat. 
Die Herstellung erfolgt aus 100 % Altpapier. 
Herstellung und Vertrieb: Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag, Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München, Tel. 0 89 /42 92 01 /02 , 
Telefax 0 89 / 42 84 88, Bankverbindung: Bayerische Vereinsbank München, Kto.-Nr.: 38 365 444, BLZ 700 202 70. 
Bezug: Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird im Namen und für Rechnung des Herausgebers von der Max Schick GmbH 
ausgeliefert. Bestellungen sind ausschließlich an die Max Schick GmbH zu richten. Ausgaben, die älter sind als 5 Jahre , sind im 
Einzelverkauf nicht erhältlich. Abbestellungen müssen bis spätestens 31. Oktober eines Jahres mit Wirkung vom Beginn des folgenden 
Kalenderjahres bei der Max Schick GmbH eingehen. Reklamationen wegen fehlerhafter oder nicht erhaltener Exemplare müssen späte­
stens 1 Monat nach deren Erscheinungsdatum schriftlich oder per Telefax beim Verlag eingehen. Nach dieser Frist ist eine gebührenfreie 
Ersatzlieferung nicht mehr möglich. 
Bezugspreis für den laufenden Bezug jährlich DM 65,00 (unterliegt nicht der gesetzlichen Mehrwertsteuer), für Einzelnummern bis 
8 Seiten DM 4,00, für weitere 4 angefangene Seiten DM 0,50, ab 48 Seiten Umfang für je weitere 8 angefangene Seiten DM 0,50 + Versand. 

ISSN 0005- 7134 


